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AUSGANGSLAGE

Der Wunsch nach einem Einfamilienhaus
im Grünen hat wesentlich dazu beigetra-
gen, dass sich die Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche in den vergangenen 40 Jah-
ren nahezu verdoppelt hat. Derzeit liegt
der tägliche Flächenverbrauch in
Deutschland bei mehr als 120 Hektar.
Maßgeblich dafür sind auch erhöhte
Anforderungen an die Infrastruktur sowie
von Handel und Gewerbe. Aufgrund ge-
stiegenem Umweltbewusstseins, knap-
per gewordenem Baulands und steigen-
der Bodenpreise wurden inzwischen vie-
lerorts Konzepte entwickelt, dem anhal-
tenden Flächenzuwachs, etwa durch
flächensparende Siedlungsformen und
die Mobilisierung vorhandenem Bau-
lands, entgegenzusteuern.

Beliebteste Wohnform, vor allem in den
ländlichen Gebieten, ist jedoch das frei-
stehende Einfamilienhaus geblieben; eine
Bauweise, die nach Flächenbedarf und
Gesamtkosten meist am aufwendigsten
ist. Um der Nachfrage nach Bauland zu
entsprechen, sind gerade in kleineren
Gemeinden „Abrundungen“ oder gar
„Anstückelungen“ mit größeren Bau-
flächen gängige Praxis. Diese häufig
zufälligen städtebaulichen Entwicklungen
sind nicht nur aus ortsplanerischer und
ökologischer Sicht unbefriedigend: die
Zersiedelung der Landschaft führt darü-
ber hinaus  zu hohen Folgekosten, die
von der Allgemeinheit, aber auch den pri-
vaten Bauherrn, zu tragen sind.

Es reicht in der Regel nicht aus, dass sich
städtebauliche Planungen auf Aussagen
über die gestalterischen oder ökologi-
schen Konzeptionen beschränken.
Gefragt sind vielmehr auch wirtschaftli-
che Überlegungen. Bei der Aufstellung
der Bauleitpläne sind daher frühzeitig die
ökonomischen Rahmenbedingungen
und finanziellen Folgen der Siedlungs-
entwicklung für alle Beteiligten abzu-
schätzen (Gemeinde, Bauträger, Woh-
nungsunternehmen, Versorgungsunter-
nehmen, Einzelbauherren). Dies verlangt
auch § 9 Abs. 8 BauGB, demzufolge in
der Begründung auch die wesentlichen
Auswirkungen des Bebauungsplans dar-
zulegen sind.

EINFÜHRUNG
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Aussagen über einheitliche Ziel- und
Kenngrößen sind in der Bauleitplanung  -
anders als im Hochbau - allerdings nur
schwer möglich. Die Festlegung von
Kostenobergrenzen,  eine im Sozialen
Wohnungsbau gängige Methode, um im
Rahmen der staatlichen Förderung
kostensparendes Bauen zu erreichen,
scheidet deshalb bei städtebaulichen
Planungen weitgehend aus.

Die Bedeutung einer funktionsfähigen
Infrastruktur für Leben und Arbeiten in
den Städten und Gemeinden ist lange
Zeit von vielen wenig beachtet worden. In
Zeiten, in denen die Infrastruktur - finan-
ziert über Steuern, wie Schulen oder
Straßen - dem Einzelnen vordergründig
nur wenig oder gar nichts kostete, wurde
sie als selbstverständlich hingenommen.
Erst der Preisanstieg der vergangenen
Jahre und die Situation in den neuen
Ländern zum Zeitpunkt der Wende hat
bei den Einzelnen die Wertschätzung
einer intakten und kostengünstigen
Infrastruktur wesentlich steigen lassen.

„Patentrezepte“ für eine kostengünstige
städtebauliche Planung lassen sich nicht
verordnen. Diese Arbeitshilfe will aber
Anregungen geben, wie mit Hilfe einer
Vielzahl einzelner kostensenkender
Bausteine Siedlungsgebiete entstehen
können, die den Zielen  hoher Qualität
und tragbarer Kosten gleichermaßen ent-
sprechen. Dazu bedarf es jedoch einer
partnerschaftlichen Zusammenarbeit
aller an der Bauleitplanung Beteiligten.
Dabei stehen naturgemäß ortsplaneri-
sche Fragen im Vordergrund. Es würde
den Rahmen der Untersuchung spren-
gen, besonders auch auf weitere
Gesichtspunkte einer kostensparenden
Siedlungsentwicklung einzugehen, wie
etwa die Mobilisierung von Bauland oder
die Projektsteuerung der Erschließungs-
maßnahmen.

Diese Broschüre richtet sich insbesonde-
re an die Gemeinden und deren Pla-
nungsbüros: Denn diese haben gerade
im Bereich der städtebaulichen Vorbe-
reitung auch in finanzieller Hinsicht eine
hohe Verantwortung nach dem lateini-
schen Grundsatz: „Quiquid agis, pruden-
ter agas et respice finem“ („Was du auch
tust, handle klug und bedenkedas Ende“,
Gesta Romanorum)

EINFÜHRUNG
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Kostengünstige und ortsverträgliche Siedlungsentwicklung

Kulturlandschaft mit hohem Erschließungsaufwand zersiedelt



SIEDLUNGSFORM UND 
LANDVERBRAUCH

Die gewachsene Kulturlandschaft ist ge-
prägt durch die ökonomische und sozia-
le Vernetzung von Landschaft, Siedlung
und Landbewirtschaftung. Städte und
Märkte, Zentren von Handel, Gewerbe
und Dienstleistungen, werden ergänzt
durch Dörfer und kleinere Siedlungsein-
heiten wie Weiler oder Einzelhöfe.

Der Mangel an nutzbarem Land und nur
begrenzt zur Verfügung stehende Mate-
rialien sind die wesentliche Rahmenbe-
dingungen für Siedlungsstrukturen und
Haustypen von der Antike bis heute. Ein
sparsamer Umgang mit Grund und Bo-
den war notwendig, um wertvolles
Acker- und Gartenland zu schonen, das
Haus in der Gemeinschaft zu schützen,
kurze Wege zur Arbeit und zu öffentli-
chen Einrichtungen zu gewährleisten und
den Aufwand für die Erschließung gering
zu halten.

Gerade in wirtschaftlich angespannten
Zeiten wurden Beispiele und Lösungen
erarbeitet, die sowohl in ökonomischer
Sicht als auch in ihrer Gestaltung heute
noch beispielhaft sind. 

EINFÜHRUNG
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BEISPIEL HISTORISCHER MARKT

Ein Beispiel für die Wirtschaftlichkeit
historischer Bauweisen und Erschlie-
ßungssysteme ist der Marktplatz von
Miesbach in Oberbayern. Er wird um-
rahmt von einer stark verdichteten Einzel-
hausbebauung, dessen Typologie aus
den historischen Wohn-Stall-Häusern
weiterentwickelt ist.

Die Erdgeschosszonen mit den knappen
Hofräumen und Vorbereichen bleiben  in
der Regel gewerblichen und dienstlei-
stungsbezogenen Nutzungen vorbehal-
ten. Die Obergeschosse dienen überwie-
gend dem Wohnen.

Das knappe Bauland innerhalb der
Stadtgrenzen erforderte eine rationelle
Einteilung der Grundstücke. Die Größe
der privaten Freiräume richtete sich
daher in der Regel ausschließlich nach
dem notwendigen Flächenbedarf für das
Wirtschaften.

Zum Ausgleich bieten die öffentlichen
Flächen vielfältige Nutzungen, die sich
aus der Marktfunktion ergeben - Fläche
für Markt und Handel, Ort der alltäglichen
Kommunikation, befristete Abstellmög-
lichkeiten und Raum für Veranstaltungen.

Marktplatz in Miesbach: Grundrisse mit
Angabe der Nutzungsart und Erschlie-
ßung 

EINFÜHRUNG
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BEISPIEL WEILER UND DORF

Der Weiler, Gruppensiedlung mit wenigen
Anwesen, macht den Zusammenhang
von Baugefüge und Kulturlandschaft
deutlich. Die Abfolge von Gebäuden und
Streuobstwiesen in die Feld- und Wie-
senflur ist überwiegend auf  die Notwen-
digkeiten einer wirtschaftlichen Landnut-
zung zurückzuführen. Landschaftliche
Elemente,  Wegesysteme und Bauge-
füge sind auf vorhandene Flur- und Sied-
lungssysteme bezogen. Kostengesichts-
punkte haben von altersher einen ent-
scheidenden Einfluss auf die bauliche
Entwicklung.

Zur Übertragbarkeit historischer Modelle
auf neue Siedlungssysteme schreibt
Prof. Dr. Helmut Gebhard, München:

„Es geht beim Wohnungsbau um die fun-
damentale Erkenntnis, dass in der ent-
wickelten Kulturlandschaft Mitteleuropas
nur die unmittelbar mit der Landbewirt-
schaftung befassten Bevölkerungsgrup-
pen in Einzelhöfen oder in Dörfern mit
locker aneinander gereihten Bauernan-
wesen leben, da die Freiräume zwischen
den Gebäuden den Landwirten als
Arbeitsflächen dienen. Dagegen zeigen
die für Handwerk und Handel, sowie für
das Wohnen erbauten Marktorte und
Städte verdichteteBauformenauf schma-
len in die Tiefe entwickelten Grundstü-
cken, um möglichst vielen Bürgern Anteil
an der wertvollen Straßenfront zu
gewähren, Erschließungskosten zu spa-
ren und die bebauten Flächen zusam-
menzuhalten. Die verdichteten Haus-
gruppen der Handwerker und Kaufleute
stellten damit über Jahrhunderte gültige
Siedlungsstrukturen für das von der
Landwirtschaft unabhängige Wohnen
dar.“ (Wohnmodelle Bayern, 1990)
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BEISPIEL  SIEDLUNG MIT 
SELBSTVERSORGUNG

Ausgangspunkt für zahlreiche Woh-
nungsbauprojekte zu Beginn dieses
Jahrhunderts waren sozialreformerische
Ideen mit dem Ziel, für breite Bevöl-
kerungsschichten gesunde, wirtschaftli-
che und erschwingliche Wohnungen zu
errichten. Auf den Grundstücken sollten
sich die Familien durch Anbau von Nah-
rungsmitteln und Haltung von Kleinvieh
weitgehend selbst versorgen können. Im
Sinne einer ökologischen Kreislauf-
wirtschaft wurden diese Ideen in den
zwanziger Jahren weiterentwickelt durch
Leberecht Migge. So sollte etwa der
Abfall und das Abwasser einer Siedlung
aufbereitet und in Gärtnereien zur Nah-
rungsmittelproduktion verwertbar ge-
macht werden. Er forderte äußerst wirt-
schaftliche Erschließungssysteme, damit
der Siedlungsanteil der Wohnbauten
zugunsten des ökologisch entlastenden
Teils des Gartenbaus möglichst gering
gehalten werden konnte. In einem
Selbstversorgungsmodell errechnete er
im Rahmen der Freiflächenplanung der
Siedlung Praunheim (Frankfurt am Main)
einen Flächenbedarf von 400 m2 Garten
je vierköpfigem Haushalt.

EINFÜHRUNG
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Siedlung Praunheim bei Frankfurt am Main: Hausgarten, Übergang vom
Dachgarten über einen Gartenhof zum Nutzgarten am „Mistweg“.

Lageplan (Ausschnitt)



BEISPIEL REINE WOHNSIEDLUNG

Wenn wie bei der Siedlung Halen bei
Bern aus dem Jahr 1960 die Selbstver-
sorgung der Bewohner in den Hinter-
grund getreten ist, können folglich die
Privatgrundstücke kleiner werden zugun-
sten größerer zusammenhängender
Grün- und Freiflächen im öffentlichen und
halböffentlichen Raum.

Die geschickte Anordnung der dreige-
schossigen Reihenhäuser am Hang
ermöglicht trotz starker Verdichtung enge
Bezüge aller Ebenen zu den Freibe-
reichen. Der Gebrauchswert der Wohn-
anlage liegt gleichermaßen begründet in
den nicht einsehbaren privaten Frei-
räumen und den vielfältigen Kommunika-
tionsmöglichkeiten in den öffentlichen
Flächen.

EINFÜHRUNG
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UNTERSUCHUNGSRAHMEN

Die genannten Beispiele zeigen, dass
Siedlungs- und Baustrukturen immer im
Zusammenhang stehen mit gesellschaft-
lichen Entwicklungen, sich ändernden
Funktionsabläufen und ökonomischen
Rahmenbedingungen. Gerade auch vor
dem Hintergrund eines nachhaltigen
Städtebaus gewinnen die Ziele des
kosten- und flächensparenden Bauens
immer mehr an Bedeutung. Knapper
werdende Ressourcen an Bauland, aber
auch an Finanzmitteln, erfordern Kon-
zepte, die bestehende Infrastrukturein-
richtungen effektiv ausnutzen und die
Freiräume in ihrer Funktion als siedlungs-
nahe Erholungsbereiche so weit wie
möglich erhalten. Chancen zum Kosten
sparen im Rahmen der städtebaulichen
Planung ergeben sich dabei im Wesent-
lichen auf folgenden Ebenen:

- Städtebauliches Gesamtkonzept der
Gemeinde (Ebene Flächennutzungs-
planung),

- Städtebauliche Planung eines Bauge-
biets (Ebene Bebauungsplanung),

- Bebauung des einzelnen Grundstücks
(Ebene Objektplanung).

Durch diese aufeinander aufbauenden
Ebenen können bereits frühzeitig die
Weichen gestellt werden für kostengün-
stiges Bauen, aber auch für niedrige Be-
triebskosten und Folgelasten. Die Quali-
tät und Wirtschaftlichkeit einer Lösung
hängt davon ab, wie auf jeder Planungs-
ebene die Einsparungsmöglichkeiten
ausgeschöpft werden.

Um die einzelnen Handlungsfelder zu
verdeutlichen, werden im Kapitel „Ebene
Bebauungsplanung“ sechs Baugebiete
untereinander verglichen. Dabei werden
vor allem Einsparungsmöglichkeiten er-
fasst und bewertet. Wirtschaftlichkeit ist
jedoch nicht allein das Kriterium für einen
vorbildlichen Städtebau. Entscheidend
für den Wert einer Siedlung sind stets
auch deren gestalterische Qualitäten.

EINFÜHRUNG
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Kosten und Flächen sparen von der Standortwahl bis zur Objektplanung



ENTFERNUNG ZU VERSORGUNGS-
EINRICHTUNGEN - KOSTEN SPAREN
MIT KURZEN WEGEN

Im Rahmen der Aufstellung des Flächen-
nutzungsplans werden die grundlegen-
den Standortfragen für das künftige
Wohnen und Gewerbe in einer Gemeinde
geklärt. Die Kommune kann damit bereits
frühzeitig die wesentlichen Weichen für
eine kostengünstige Siedlungsentwick-
lung stellen. Auch wenn der Flächennut-
zungsplan als vorbereitender Bauleitplan
gegenüber dem einzelnen Bürger keine
rechtsverbindliche Wirkung hat, bindet er
die Gemeinde und die öffentlichen
Planungsträger, insbesondere auch die
Versorgungsunternehmen.

Die Kosten der Verkehrserschließung
nehmen mit zunehmender räumlicher
Nähe von Baugebieten zu vorhandenen
Siedlungseinheiten und mit Anschluss-
möglichkeiten an vorhandene Verkehrs-
anlagen ab. Denn dadurch verringern
sich die Aufwendungen für  die äußere
Erschließung, d.h. der Anbindung an das
vorhandene Verkehrsnetz.

Der Bestand an öffentlichen und privaten
Versorgungs- und Infrastruktureinrichtun-
gen ist eine wichtige Voraussetzung für
die Funktionsfähigkeit einer Siedlung.
Entscheidend für die wirtschaftliche Aus-
lastung der meisten dieser Einrichtungen
ist ihre gute Erreichbarkeit, insbesondere
zu Fuß. Gerade in Gemeinden, für die
wegen ihrer geringeren Bevölkerungszahl
ein flächendeckendes ÖPNV-Netz un-
wirtschaftlich ist, gilt dies vor allem für
ältere Menschen, Kinder und Jugend-
liche.

Liegen die Versorgungseinrichtungen in
angemessener Entfernung zu den Wohn-
bereichen, werden nicht nur Weg-
strecken und damit Fahrtkosten verrin-
gert, sondern auch die sozialen Qualitä-
ten einer Siedlung positiv beeinflusst.

EBENE FLÄCHENNUTZUNGSPLANUNG
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Weichenstellung für die Siedlungsentwicklung: Flächennutzungsplan mit
integriertem Landschaftsplan

Scheinbar zufällige Bebauung von verfügbaren Grundstücken



Beispielhaft ist hier für eine Gemeinde
dargestellt, welche zusätzlichen Aufwen-
dungen durch die Wahl eines entfernte-
ren Standorts für das Wohnen entstehen
können.

Im Hauptort (H) werden die wichtigsten
öffentlichen und privaten Dienstleistun-
gen angeboten. Es gibt dort Läden für
den Tages- und Wochenbedarf sowie die
Kirche mit Pfarrzentrum und Kindergar-
ten. Selbst wer hier am Ortsrand wohnt,
hat höchstens nur 500 m bis zum Orts-
kern zurückzulegen. Grund- und Haupt-
schule liegen im Ortsteil (A), rund zwei
Kilometer entfernt. 

Der 3,5 km entfernte Ortsteil (Z) dagegen
verfügt über keine Einzige der genannten
Einrichtungen.

Das Berechnungsbeispiel geht von der
Annahme aus, dass für den wöchentli-
chen Bedarf fünf der Einrichtungen regel-
mäßig aufgesucht werden:

Im Hauptort (H) werden dazu bei einer
Entfernung von höchstens 500 m von
einem Wohnhaus zu einer öffentlichen
oder privaten Einrichtung  je Woche
und je Haushalt insgesamt rund 21 km
zurückgelegt. Alle Entfernungen sind
mühelos auch zu Fuß oder mit dem
Fahrrad zu bewältigen.

Im Ortsteil (Z) werden dafür 7 mal so-
viel, nämlich 147 km zurückgelegt. Da-
bei sind die Bewohner regelmäßig auf
das Auto angewiesen.

EBENE FLÄCHENNUTZUNGSPLANUNG
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FAHRZIELE UND ENTFERNUNGEN

Ortsteil Z, Infrastruktur und Dienstleistungen

Wohnstandort im abgelegenen Ortsteil

Hauptort, Infrastruktur und Dienstleistungen

Wohnstandort im Siedlungsschwerpunkt

Zahl der Hauptort H Ortsteil Z
Anlass der Hin- und Entfernungen Entfernungen
Fahrten Rückfahrten (ca. 500 m) (ca. 3.500 m)
Dienstleis-
tungen 4 4 km 28 km

Läden 6 6 km 42 km

Kindergärten 5 5 km 35 km
Kirche,
Pfarrzentrum 2 2 km 14 km
Freizeit,
Erholung 4 4 km 28 km

Summe 21 km 147 km
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Rathaus
Post

Feuerwehr
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Grund- und Hauptschule
Kirche ev.

Sportanlagen
Ortsteil Z

100,1 km/Woche
46,9 km/Woche

Summe der Fahrten:
täglicher Bedarf

periodischer Bedarf



TECHNISCHE INFRASTRUKTUR - VOR-
HANDENE KAPAZITÄTEN AUSNUTZEN

Ver- und Entsorgungskonzepte sollten
bereits frühzeitig in die Siedlungsplanung
eingebunden werden. Eine Koordination
mit den einzelnen Versorgungsträgern
(Wasser, Abwasser, Gas, Strom, Tele-
kommunikation) von der vorbereitenden
Bauleitplanung bis zur Baudurchführung
ist die wesentliche Voraussetzung, um
Qualität und Kosten der Erschließung zu
optimieren. 

Zu beachten sind insbesondere die
Wechselwirkungen zwischen Versicke-
rung oder Ableitung des Abwassers mit
der Kanal- und Kläranlagendimensionie-
rung. Daher sollte bei der Auslegung von
Entwässerungssystemen berücksichtigt
werden, dass das Niederschlagswasser
mit geringer Verschmutzung möglichst
am Anfallort zurückgehalten und einer
Versickerung, Verdunstung oder Nutzung
zugeführt wird, damit auf teure Ausbau-
ten der Kläranlage verzichtet werden
kann. Zu prüfen sind schließlich auch die
Möglichkeiten, Regenwasser zur Bewäs-
serung von Gärten und Freiflächen zu
verwenden und nicht mit größerem
Aufwand in das Kanalsystem und die
Kläranlage einzuleiten.

Der Umfang der Siedlungstätigkeit ist
immer mit der Infrastrukturausstattung
der Gemeinde abzustimmen. Denn bei
den Infrastruktureinrichtungen bestehen
bestimmte Ausbauschwellen in Bezug
auf die Einwohnerzahl. Ihre Überschrei-
tung führt zu Mehrkapazitäten, die unter
Umständen über einen langen Zeitraum
nicht ausgelastet werden können.

Vor diesem Hintergrund sollten Infra-
strukturkonzepte in engem Zusammen-
hang mit der baulichen Entwicklung
erstellt werden, mit dem Ziel, so weit wie
möglich auf bestehende Reserven zu-
rückzugreifen. Die wirtschaftliche Auslas-
tung einer Anlage hat schließlich Einfluss
auf die Beiträge und Gebühren, mit
denen jeder Einzelne belastet wird.

EBENE FLÄCHENNUTZUNGSPLANUNG
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VERSORGUNGSNETZE, BEISPIELE

- STRASSEN UND WEGE

Eine ländliche Gemeinde verfügt meist
bereits über ein umfangreiches Straßen-
und Wegenetz. Auch wenn dieses Netz
in aller Regel bereits in ausreichendem
Umfang ausgebaut ist, sind in die
Kostenrechnung der laufende Unterhalt
und  die notwendigen Dienstleistungen,
wie der Anschluss an den Schulbus oder
die Müllabfuhr, mit einzubeziehen.

- WASSER, ABWASSER

Auch bei Wasserversorgung und Abwas-
serbeseitigung kann die Standortwahl in
Abhängigkeit von der vorhandenen tech-
nischen Infrastruktur (Verringerung der
Kanallängen) und die Ausnutzung beste-
hender Kapazitäten zu erheblichen Ein-
sparungen führen.

Der Anschluss an die öffentliche Wasser-
versorgung ist in der Regel dann kosten-
günstig, wenn ein unmittelbarer An-
schluss an eine bestehende Druckzone
möglich ist. Ist dies nicht der Fall, müs-
sen höhere Investitionen für den Bau
eines neuen Zonenbehälters oder einer
Druckerhöhungsanlage aufgebracht wer-
den.

- ENERGIE

Wie bei den anderen Versorgungs-
sparten haben weiträumige Gebiete auch
in der Energieversorgung einen hohen
Erschließungsaufwand. Von entschei-
dender Bedeutung sind dabei die Länge
des Leitungsnetzes sowie Zahl, Art und
Größe der Umspannstationen. Letztere
sind insbesondere abhängig von der
Größe und Dichte des Wohngebiets. 

EBENE FLÄCHENNUTZUNGSPLANUNG
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Straßen- und Wegenetz

Kanalnetz

Energieversorgungsnetz

Ortsteil Z

0        1000

0        1000

0        1000



STANDORTBEDINGUNGEN - ZUSATZ-
INVESTITIONEN VERMEIDEN

In der Praxis ausschlaggebendes Argu-
ment für die Ausweisung eines neuen
Baugebiets an einem bestimmten Stand-
ort ist häufig die Verfügbarkeit von Grund
und Boden. Vor diesem Hintergrund wer-
den dann die äußeren Rahmenbedingun-
gen des Standorts mancherorts unter-
schätzt. Das wird später oft teuer erkauft,
wenn Zusatzinvestitionen erforderlich
werden, sei es für die Gemeinde, die
Versorgungsträger oder die Bauherr-
schaft selbst.

Bereits im Anfangsstadium der Planung
sollten deshalb in einer Gesamtbilanz
Mehrkosten einbezogen werden, die auf-
grund ungünstiger Standortverhältnisse
entstehen. Hierzu zählen z.B. Aufwen-
dungen bei schwierigem Gelände und
schlechtem Baugrund,  hohem Grund-
wasserstand und zur Beseitigung von
Altlasten.

Auch Lärmschutzmaßnahmen schlagen
erheblich kostenerhöhend zu Buche,
wenn ein Baugebiet in unmittelbarer
Nähe zu einer bestehenden oder im
Planungsverfahren bereits festgelegten
klassifizierten Straße entstehen soll.
Dann ist nicht der Straßenbaulastträger
der Veranlasser für den erforderlichen
Lärmschutz, sondern die Gemeinde als
Trägerin der Bauleitplanung. Sie wird
bestrebt sein, sich über die Erschlie-
ßungsbeitragsregelung gegenüber den
Bauherren und Grundstückseigentümern
weitgehend zu entlasten.

Mit der Wahl des Standorts für ein Bau-
gebiet werden wichtige  Weichen gestellt
für die klimatischen Bedingungen einer
Siedlung und letztendlich für die Bau-
kosten und die Kosten der Energie-
versorgung. Ausschlaggebend sind ins-
besondere Topographie, Landschaftsge-
stalt und die Zuordnung der Bauflächen
zu den Grünflächen und Kaltluftberei-
chen. 

Weitere Informationen enthalten die
Arbeitsblätter Nr. 7 „Energie und Ortspla-
nung“ und Nr. 9 „Verkehrslärmschutz in
der Ortsplanung“.
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Lärmschutzwall, ein Baugebiet wird erst nach Zusatzinvestitionen be-
wohnbar

Lärmschutzwand als nachträglicher Notbehelf



STANDORTBEDINGUNGEN, BEISPIELE

- LANDSCHAFTSGESTALT UND 
ÖRTLICHES KLIMA

Die topographische Lage des nebenste-
henden Baugebiets hat entscheidenden
Einfluss auf den Energieverbrauch der
Gebäude und damit auch auf die Kosten. 

Am Nordosthang: Exponierte und unge-
schützte Lage nach Norden und Osten,
mit der Folge ungünstiger Verschattung
und hoher Auskühlung.

In der Talaue: Gefahr des Wasserein-
bruchs im Keller, Überschwemmungsge-
fahr, ggf. mit der Notwendigkeit Siche-
rungsmaßnahmen zum Schutz gegen
Hochwasser durchzuführen. Nicht zuletzt
auch aus Kostengründen besteht in
Überschwemmungsgebieten kein Raum
mehr für künftige Baugebietsausweisun-
gen. 

- IMMISSIONEN

Bei der Standortwahl von Wohnbau-
flächen ist auch die Kostenrelevanz des
Immissionsschutzes frühzeitig in die
Planungsüberlegungen einzubeziehen.
Zusatzinvestitionen können die Kosten
beträchtlich steigern (Lärmschutzwände,
-wälle, Einhausungen, Schallschutz-
fenster, aufwendigere Grundrisse etc.). 

Die Nähe gewerblicher oder landwirt-
schaftlicher Betriebe kann Geruchs-,
Staub- und Abgasimmissionen zur Folge
haben. Diese Nachbarschaft mindert die
Wohnqualitäten und behindert die Be-
triebe in deren Entwicklungschancen.
Zudem können Mehrinvestitionen für
ansässige Betriebe erforderlich sein, falls
diese keine erheblichen Nutzungsein-
schränkungen in Kauf nehmen wollen.

- NATUR UND LANDSCHAFT

Eingriffe in Natur und Landschaft sind so
weit als möglich zu vermeiden. Wenn
Beeinträchtigungen unvermeidbar sind,
sind diese durch entsprechende Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zu kom-
pensieren. Daher ist mit erhöhten Folge-
kosten zu rechnen, wenn durch Bauge-
biete die Leistungsfähigkeit des Natur-
haushalts oder das Landschaftsbild be-
einträchtigt werden.
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Schall Stufe 1 - 2
Schall Stufe 3 - 5
Emissionsradius 150 m
Emissionsradius 300 m

Ortsrand
Baugebiet
Ausgleichsflächen

0         200

0         200

Hauptwindrichtung
Überschwemmungsfläche

0         200



„WEICHE“ STANDORTFAKTOREN - MIT
QUALITÄTEN DEN WERT STEIGERN 

Die Kulturlandschaft mit ihren vielfältigen
Siedlungsformen, landschaftlichen Glie-
derungen und Wegenetzen kann bei
behutsamer Weiterentwicklung auch zu
einem wichtigen wirtschaftlichen Faktor
werden. Eine vorausschauende städte-
bauliche Planung und Siedlungsent-
wicklung hat diese Qualitäten auch aus
ökonomischer Sicht zu bewerten und auf
Dauer sicherzustellen.

„Weiche Standortfaktoren“ nennen das
Banker und Immobilienfachleute. Anläss-
lich eines Wettbewerbs zum Thema
Platzgestaltung äußerte sich dazu ein
Vorstandsmitglied einer großen deut-
schen Bank: „Ist es aber nicht so, dass
der Wert eines Hauses steigt, wenn es in
einer guten Umgebung liegt? Als
Finanzierungsinstitut liegt uns daran,
dass möglichst schon bei der Aufstellung
von Bebauungsplänen wichtige Aspekte
der Stadtgestaltung beachtet und
Faktoren berücksichtigt werden, die die
Urbanität zu fördern in der Lage sind.“

Gliederung und Gestaltung der neuen
Baugebiete sollten sich weitgehend an
den charakteristischen Siedlungsstruk-
turen orientieren und mit zeitgemäßen
Ausdrucksformen dazu beitragen, einen
qualitätsvollen und unverwechselbaren
Lebensraum zu schaffen. Neue Bauge-
biete sollen im räumlichen Zusammen-
hang mit bestehenden Ortschaften aus-
gewiesen und gegen die Landschaft klar
abgegrenzt werden. Die Inanspruch-
nahme der Landschaft soll insbesondere
wegen der Anforderungen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege so
gering wie möglich gehalten werden. 

Hinzu kommt das ökologische Leitziel
des § 1 a BauGB, das letztendlich auch
den ökonomischen  Anforderungen an
das kostensparende Bauen Rechnung
trägt: „Mit Grund und Boden soll spar-
sam und schonend umgegangen wer-
den.“
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Ortslage in der Kulturlandschaft

Baugruppe

Hauseingang
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„Weiche“ Standortfaktoren: Qualität von
Kulturlandschaft, städtebaulichem En-
semble und Einzelgebäuden



KOMMUNALES BODENMANAGEMENT
- SIEDLUNGSENTWICKLUNG STEUERN

Baulandpreise als Marktpreise sind dann
hoch, wenn das Angebot der Nachfrage
nicht gerecht wird. Daher ist der Anteil
der Bodenkosten an den Erstellungs-
kosten für Wohnungen und Einfamilien-
häuser in den letzten Jahrzehnten über-
proportional gestiegen. Vor allem in Bal-
lungsräumen können die Kosten des
Baulands bereits bis zur Hälfte der
Gesamtkosten ausmachen. Diese Ten-
denz ist unverkennbar, auch in vielen
ländlich geprägten Gemeinden. Eine
angemessene und vorausschauende
kommunale Bodenpolitik ist daher eine
wesentliche Bedingung für kostenspa-
rendes Bauen.

Die Gemeinde kann die städtebaulichen
Voraussetzungen, ganz im Sinne eines
kosten- und flächensparenden Bauens,
mit einem Bebauungsplan schaffen. Die
Umsetzung bleibt jedoch in der Regel
den Grundstückseigentümern überlas-
sen. Eine Flächenbevorratungsstrategie
durch die Gemeinde vor Durchführung
der Bauleitplanung kommt nicht nur einer
optimierten Siedlungsentwicklung zu-
gute, sondern dient auch dazu, Grund-
stücke preiswert zur Verfügung zu stel-
len. Die Kommune muss dabei nicht
unbedingt ihren Haushalt belasten. Ihr
steht etwa mit städtebaulichen Verträgen
(z.B. „Einheimischenmodelle“) eine  Viel-
zahl planungsrechtlicher Instrumente des
Baugesetzbuchs zur Finanzierung der
Maßnahme und Preisregulierung der
Grundstücke zur Verfügung. Auch für die
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
bewährt sich eine gemeindliche Boden-
politik (Stichwort „Ökokonto“). 

Von entscheidender Bedeutung für die
später anfallenden Kosten sind die
Verfügbarkeit von Grund und Boden, die
Preisgestaltung, der Zeitfaktor und die
Wahl eines geeigneten städtebaulichen
Verfahrens.

Im Abschnitt „Instrumente und Verfahren“
werden Möglichkeiten zur Finanzierung
von Planung, Erschließung und Folge-
kosten sowie zur Preisregulierung der
Grundstücke näher erläutert.
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Grundstücke im Eigentum der Gemeinde (Weyarn)



ZUSAMMENFASSUNG

Auch wenn die Flächennutzungsplanung
Spielräume für weitere Planungsziele im
Rahmen der Bebauungsplanung belässt,
werden bereits durch die Standortwahl
für Baugebiete mehr oder weniger geeig-
nete Voraussetzungen geschaffen, die
eine kostengünstige Siedlungsentwick-
lung fördern oder erschweren. Die Quali-
tät und die Wirtschaftlichkeit neuer Bau-
flächen hängt insbesondere ab von den
äußeren Rahmenbedingungen des
Standorts (Topographie, Baugrund,
Klima, „weiche“ Standortfaktoren) und
der Nähe zu den technischen und sozia-
len Infrastruktureinrichtungen.

Neben der Ausweisung neuer Bauge-
biete sollte die Gemeinde daher verstärkt
die Nutzung bereits bestehender Bauflä-
chen (Schließen von Baulücken, Nach-
verdichtung) und die Wiedernutzung
brachliegender Flächen (Gewerbe,
Militär, Bahn) ins Auge fassen. Hohe
Investitionskosten für die Erschließung
neuer Baugebiete lassen sich so häufig
vermeiden.
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Flächennutzungsplan (Ausschnitt) der
Stadt Tittmoning



METHODIK UND BEISPIELE

Während der Flächennutzungsplan ge-
genüber dem Einzelnen keine unmittel-
bare Rechtswirkung hat, enthält der Be-
bauungsplan die für Jeden rechtsver-
bindlichen Festsetzungen für die städte-
bauliche Entwicklung. 

Gerade in dieser Phase sollten insbeson-
dere auch die finanziellen Auswirkungen
auf die Gemeinde und die privaten Bau-
herrn in die Abwägung einbezogen wer-
den. 

Wesentlichen Einfluss auf die Kosten
haben dabei insbesondere

- die bauliche Dichte und der Zuschnitt
der Baugrundstücke,

- die Form und der Standard der Er-
schließung, insbesondere der Anlagen
des fließenden und ruhenden Verkehrs, 

- die Art und der Umfang der Grün- und
Freiflächen sowie

- die Anforderungen an die Ver- und Ent-
sorgung.
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Bebauungsvorschlag (Ausschnitt) für das Baugebiet
„Hüttenthaler Feld“ der Stadt Tittmoning



BRUTTOBAUGEBIET

Auf der Ebene Bebauungsplanung wur-
den sechs Siedlungen unterschiedlicher
Art nach den genannten Kriterien unter-
sucht und bewertet. Dabei wurden die
Baugebiete so gewählt, dass sie ein
möglichst breites Spektrum städtebauli-
cher Planungsvarianten, Baukörper, Er-
schließungssysteme und deren Wechsel-
wirkungen darstellen:

- ein historisches Beispiel,

- freistehende Einfamilienhäuser in ver-
dichteter Bauweise,

- freistehende Einfamilienhäuser in locke-
rer Bauweise,

- Mischform mit Einzel-, Doppel- und
Reihenhäusern,

- Doppelhäuser sowie

- Reihenhäuser in kompakter Bauweise.

Durch den Vergleich der Baugebiete las-
sen sich für einzelne städtebauliche
Kriterien aufwendige von kostengünsti-
gen Modellen herausarbeiten. Kennzif-
fern erscheinen bei der Komplexität städ-
tebaulicher Entwürfe allerdings nicht
sinnvoll und sind bei der geringen Zahl
der untersuchten Gebiete auch nicht dar-
stellbar.
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In unten stehender Tabelle sind die Flächen zusammengestellt, die nach
den Kriterien Kostenrelevanz und Wohnumfeldqualität untersucht und
bewertet wurden.

Privates Eigentum

Nicht einsehbare 
private Flächen

Einsehbare
private Flächen

Geschützte
Gemeinschaftsflächen

Anonyme
Gemeinschaftsflächen

Private Grundstücksflächen Gemeinschaftliche Flächen

Anteilig privates Eigentum Öffentliches Eigentum

Überbaute
Flächen/
Wohnflächen

Hauptgebäude
Nebengebäude

Erschlie-
ßungsflächen

Zufahrten
Carports
Garagen
Stellplätze

Freiflächen

Verschattungs-
flächen
Nutz- und
Restflächen
Hecken, Mauern,
Zäune etc.

Gemein-
schaftsanla-
gen

Gemeinschafts-
haus
Blockheiz-
kraftwerk

Verkehrs-
flächen

Straßen, Wohn-
wege
Mischflächen
Fußwege
Öff. Stellplätze

Freiflächen/
Grünbereiche

Vegetations-
flächen,
Retentions-
flächen
Spielflächen
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DIE BEISPIELE

Miesbach „Marktplatz“, 2,4 ha
(17./18. Jh.)

Tittmoning „Hüttenthaler Feld“, 9,6 ha
Einzelhäuser (1995-1998)

Tiefenbach „Unterfeld“, 6,5 ha
Einzelhäuser in lockerer Bauweise (1990-1998) Unterfeld

Hüttenthaler Feld

Marktplatz

0         200

0         200

0         200
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Thurnau „Am Eichenbühl“, 4,7 ha 
Mischform mit Einzel-, Doppel- und Reihen-
häusern (1996-1997)

Au/Schweiz „Prosa“, 0,5 ha
Doppelhäuser (1996)

Sinneringen/Schweiz „Schloßpark“, 1,4 ha
Reihenhäuser in kompakter Bauweise(1996)Schlosspark

Prosa

Am Eichenbühl

0         200

0         200

0         200



BEBAUUNGSDICHTE - MIT GRUND
UND BODEN SPARSAM UMGEHEN

VERHÄLTNIS WOHNFLÄCHE/
GRUNDSTÜCKSFLÄCHE

Mit den Festsetzungen zur baulichen
Dichte und der Wahl des Erschließungs-
systems in einem Bebauungsplan hat die
Gemeinde zwei zentrale Steuerungsinst-
rumente für eine wirtschaftliche  Ausnut-
zung von Grund und Boden. Die unten
stehende Grafik verdeutlicht, dass je
nach städtebaulicher Konzeption bei
gleicher Wohnfläche der Bedarf an
Grundstücksfläche um mehr als das
sechsfache höher sein kann. Entschei-
dende Kriterien für die städtebauliche
Dichte sind insbesondere die Festset-
zung

- der Grundflächenzahl (GRZ) oder
Grundfläche (GR),

- der Geschossflächenzahl (GFZ) oder
der Geschossfläche (GF),

- der Baumassenzahl (BMZ) oder der
Baumasse (BM),

- der Zahl der Vollgeschosse oder

- eines Mindestmaß der baulichen
Nutzung.

Flächensparender Wohnungsbau führt in
der Regel auch zu sparsamen Erschlie-
ßungsformen. Wenn allerdings die bauli-
che Dichte so hoch ist, dass Tiefgaragen
unvermeidlich sind, ist mit einem eher
ungünstigem Kosten-Nutzen-Verhältnis
zu rechnen. Dies ist jedoch auch eine
Frage des Bodenpreises.

Die Geschossflächenzahl, das Verhältnis
zwischen Bruttogeschossfläche und
Grundstücksfläche, gibt einen ersten
Hinweis auf die wirtschaftliche Ausnut-
zung der Grundstücke. Als Merkmal der
tatsächlichen Dichte ist diese Information
allerdings unvollständig, da bei der Be-
rechnung der GFZ alle öffentlichen Flä-
chen, z.B. Straßen, Wohnwege, Park-
plätze und Grünflächen, unberücksichtigt
bleiben. Eine weitere wichtige Größe ist
daher auch das Verhältnis der Wohn-
fläche zur Erschließungsfläche.
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0                    1                   2                   3                   4 m2 Grundstücksfläche

Schloßpark
1 m2 Wohnfläche benötigt
0,6 m2 Grundstücksfläche netto

Prosa
1 m2 Wohnfläche benötigt
1,2 m2 Grundstücksfläche netto

Marktplatz
1 m2 Wohnfläche benötigt
1,6 m2 Grundstücksfläche netto

Hüttenthaler Feld
1 m2 Wohnfläche benötigt
2,7 m2 Grundstücksfläche netto

Am Eichenbühl
1 m2 Wohnfläche benötigt
3,1 m2 Grundstücksfläche netto

Unterfeld
1 m2 Wohnfläche benötigt
4,0 m2 Grundstücksfläche netto

Wohnfläche    Grundstücksfläche



Die Analyse der sechs Siedlungen ergibt
(Alle anderen Faktoren sind hierbei aus-
geklammert):

- Die durchschnittliche Grundstücks-
größe je Wohneinheit liegt zwischen
94,0 („Schloßpark“) und 650,0 m2

(„Unterfeld“):

Über 500 m2 Grund und Boden je
Wohneinheit könnten bei optimierter
Grundstücksnutzung eingespart
werden.

- Die Anzahl der Wohneinheiten je Hektar
Nettobauland liegt zwischen 15
(„Unterfeld“) und 108 („Schloßpark“):

Bei optimierter Grundstücksnutzung
könnten fast 100 Wohneinheiten je
Hektar zusätzlich untergebracht wer-
den.

- Auch wenn die genannten Zahlen
extreme Gegenpositionen wiederge-
ben, wird durch die Untersuchung
deutlich: 

Einsparungsmöglichkeiten sind
selbst dann gegeben, wenn die
Baugebiete mit einer geringen
Grundstücksausnutzung unmittelbar
miteinander verglichen werden.
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0        50     100

0       50     100

0       50     100

0       50     100

0       50      100

0       50      100

Schloßpark

Marktplatz

Prosa

Hüttenthaler Feld

Am Eichenbühl

Unterfeld

Ø Fläche Nettobaugebiet = 206,5 qm/WE
Wohneinheiten netto = 48 WE/ha

Ø Fläche Nettobaugebiet = 357,5 qm/WE
Wohneinheiten netto = 28 WE/ha

Ø Fläche Nettobaugebiet = 468,5 qm/WE
Wohneinheiten netto = 22 WE/ha

Ø Fläche Nettobaugebiet = 650,5 qm/WE
Wohneinheiten netto = 15 WE/ha

Ø Fläche Nettobaugebiet = 94,0 qm/WE
Wohneinheiten netto = 108 WE/ha

Ø Fläche Nettobaugebiet = 97,5 qm/WE
Wohneinheiten netto = 102 WE/ha

Schloßpark

Marktplatz

Prosa

Hüttenthaler Feld

Am Eichenbühl

Unterfeld

ESP = Einsparungspotential
GWP = Gewinnpotential
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VERHÄLTNIS WOHNFLÄCHE/
ERSCHLIESSUNGSFLÄCHE

Beeinflusst werden die Erschließungs-
kosten von der Einteilung des Bauge-
biets in Grundstücke, von der Grund-
stücksgröße und von der Grundstücks-
form. Mit der Entscheidung für einzelne
Haustypen als Grundelemente einer
Siedlung wird nicht nur die städtebauli-
che Konzeption festgelegt, sondern auch
maßgeblich die späteren Erschließungs-
kosten für die Bauherrn vorbestimmt. 

Eine bessere Grundstücksausnutzung
mit Kettenhäusern  (Grenzbebauung der
Garagen),  Doppel- und Reihenhäusern
wirkt sich auf den Erschließungsaufwand
von vornherein günstiger aus als eine
Bebauung mit freistehenden Einfamilien-
häusern. Der Baulandbedarf für die Er-
schließung je Wohneinheit verringert sich
dabei erheblich. Im Allgemeinen kann er
bis auf ein Drittel gegenüber der konven-
tionellen Bauweise mit freistehenden
Einfamilienhäusern zurückgehen.

Die nebenstehende Grafik verdeutlicht,
dass bei verdichteter Bebauung bei der
Erschließung je Wohneinheit sogar bis zu
60 % einer Fläche eingespart werden
kann. Im günstigsten Fall liegt das Ver-
hältnis der Erschließungsfläche zur
Wohnfläche bei 0,4 (z. B. „Schloßpark“).
Im ungünstigsten Fall ist die Erschlie-
ßungsfläche sogar so groß wie die
Wohnfläche selbst (z. B. „Unterfeld“).

Auch die Investitions- und Folgekosten
der technischen Infrastruktur werden
durch die bauliche Dichte beeinflusst.
Verdichtete Bauweisen weisen auch hier
niedrigere Aufwandswerte auf in Bezug
auf die einzelnen Grundstücke, die
Wohnflächen und folglich auch die
Bewohner.

Weitere Informationen können dem
Arbeitsblatt Nr. 13 „Flächensparende
Wohngebiete“ entnommen werden.
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0                   1                   2                   3                   4 m2 Erschließungsfläche

Wohnfläche    Erschließungsfläche

Schloßpark
1 m2 Wohnfläche benötigt
0,4 m2 Erschließungsfläche

Marktplatz
1 m2 Wohnfläche benötigt
0,5 m2 Erschließungsfläche

Prosa
1 m2 Wohnfläche benötigt
0,5 m2 Erschließungsfläche

Am Eichenbühl
1 m2 Wohnfläche benötigt
0,7 m2 Erschließungsfläche

Hüttenthaler Feld
1 m2 Wohnfläche benötigt
0,7 m2 Erschließungsfläche

Unterfeld
1 m2 Wohnfläche benötigt
1,1 m2 Erschließungsfläche



Als Erschließungsflächen für die Grund-
stücke wurden alle dazu notwendigen
Fahrstraßen, Mischflächen, Fußwege,
Zufahrten, etc. zusammengefasst.

Die Analyse der sechs Siedlungen ergibt:

- Die durchschnittliche Erschließungs-
fläche je Wohneinheit liegt zwischen
61,0 („Schloßpark“) und 151,0 m2

(„Unterfeld“):

Bis zu 90 m2 Erschließungsfläche je
Wohneinheit können bei flächenspa-
render Bauweise eingespart werden.

Bemerkenswert ist, dass die durch-
schnittliche Bruttogeschossfläche je
Wohneinheit verhältnismäßig ähnlich ist.
Sie liegt unabhängig vom Erschließungs-
aufwand zwischen 134 m2 („Hüttenthaler
Feld“) und 170 m2 („Prosa“):
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0        50     100
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0       50      100
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Schloßpark

Marktplatz

Prosa

Am Eichenbühl

Hüttenthaler Feld
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Ø Fläche Verkehr=92,0 qm/WE   Fläche Verkehr/WE:Fläche Wohnen/WE 1:1,8
Ø Fläche Wohnen=170,0 qm/WE

Ø Fläche Verkehr=103,0 qm/WE   Fläche Verkehr/WE:Fläche Wohnen/WE 1:1,5
Ø Fläche Wohnen=150,0 qm/WE

Ø Fläche Verkehr=95,0 qm/WE   Fläche Verkehr/WE:Fläche Wohnen/WE 1:1,4
Ø Fläche Wohnen=134,0 qm/WE

Ø Fläche Verkehr=151,0 qm/WE   Fläche Verkehr/WE:Fläche Wohnen/WE 1:1,1
Ø Fläche Wohnen=160,0 qm/WE

Ø Fläche Verkehr=61,0 qm/WE   Fläche Verkehr/WE:Fläche Wohnen/WE 1:2,6
Ø Fläche Wohnen=157,0 qm/WE

Ø Fläche Verkehr=69,0 qm/WE   Fläche Verkehr/WE:Fläche Wohnen/WE 1:1,9
Ø Fläche Wohnen=137,5 qm/WE
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ESP = Einsparungspotential
GWP = Gewinnpotential
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ERSCHLIESSUNGSNETZ - MIT 
EINFACHEN SYSTEMEN KOSTEN 
SPAREN

Das Erschließungsnetz eines Siedlungs-
gebiets ist im Zusammenhang mit dem
bestehenden äußeren Netz und mit mög-
lichen künftigen Entwicklungen in der
Nachbarschaft zu sehen.

Innerhalb eines Baugebiets lässt sich der
Aufwand durch geschickte Wahl des
Erschließungsschemas wesentlich verrin-
gern. Das machen nebenstehende Bei-
spiele deutlich. Unwirtschaftliche Dop-
pelerschließungen - ein Baugrundstück
grenzt auf zwei Seiten an Straßen - kön-
nen in vielen Fällen vermieden werden. 

Bezogen auf die Herstellungskosten sind
Stichstraßen günstiger als Schleifen- und
Querstraßen, da sich bei letzteren die
Erschließungszonen überdecken und
sich dadurch die Gesamtlänge des Er-
schließungsnetzes vergrößert. Der Mehr-
aufwand kann, wie nebenstehender Ver-
gleich zeigt, bei rund 20 % liegen. Auf-
wändig sind auch Querstraßen in kurzen
Abständen voneinander. 

Bei der Länge von Stichstraßen sind
jedoch auch betriebliche Erfordernisse zu
berücksichtigen, wie etwa die Wende-
möglichkeit für Müllfahrzeuge. Die Wen-
deplatte kann für die Erfordernisse von
PKW wesentlich verkleinert werden,
wenn ein schmaler eingeschränkt befahr-
barer Überlauf die Durchfahrt für Sonder-
fahrzeuge sicherstellt.

Die Kosten der Erschließung (je Woh-
nung oder je Quadratmeter Wohnfläche)
nehmen also ab mit

- beidseitiger Bebauung,

- Erschließung der Grundstücke nur von
einer Seite (wenig Eckgrundstücke),

- Vergrößerung des Abstands von Er-
schließungsquerstraßen,

- stirnseitiger Bebauung von Stichstra-
ßen und Wendeplätzen.
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Weitere Grundformen der Erschließung (nach Gassner,
überarbeitet)

Erschließungsschema: Vergleich Ring- und Stichstraßen
(nach Lang, überarbeitet)

Schleifenstraßen                            Stichstraßen

Mischform (Durchfahrt nur für bestimmte Fahrzeugarten)

Schleifen-Stich-Straße

Einhangstraße

Straße/Wohnweg Überlagerung der
mit Erschließungszone Erschließungszonen



BEISPIEL KANALNETZ

Die Gestaltung des Rohrnetzes für die
Abwasserbeseitigung wird zwar im We-
sentlichen von der Topographie be-
stimmt. Der Aufwand für die Kanalisation
wird aber umso geringer, je kürzer die
freien Kanalstrecken sind, die für Haus-
anschlüsse nicht gebraucht werden.

Der nebenstehende Vergleich zeigt im
oberen Bereich eine ausgeführte Planung
mit verhältnismäßig langer Kanalstrecke
ohne Anschlüsse. Bei einem Bebauungs-
konzept mit gleicher Zahl der Gebäude,
aber spiegelbildlicher Anordnung und
verbesserter Berücksichtigung der topo-
graphischen Bedingungen (Alternativ-
planung unten), könnten die Leitungs-
längen um rund 20 % verringert werden.

Die Kosten lassen sich zudem senken
durch eine koordinierte Verlegung aller
Ver- und Entsorgungsleitungen zwischen
Verteilungsnetz und Übergabestelle in
einem Graben oder Infrastrukturkanal.
Der Erschließungsaufwand lässt sich
noch weiter verringern, wenn mehrere
Grundstücke über gemeinsame Hausan-
schlussleitungen mit dem Gesamtnetz
verbunden werden.

Wenn das Oberflächenwasser auf dem
Grundstück so weit wie möglich genutzt
werden, versickern oder verdunsten
kann, vermindern sich zudem der not-
wendige Kanaldurchmesser, und in der
Folge auch die Kosten für die Kläranlage
sowie die Beiträge. Bei einer Teilver-
sorgung aus Anlagen der Regenwas-
sernutzung, etwa für die Toilettenspülung
oder zur Gartenbewässerung, lassen
sich die Trinkwasserentnahme aus dem
öffentlichen Netz deutlich verringern und
damit auch hohe finanzielle Aufwendun-
gen einsparen.

Nähere Informationen hierzu enthält
Arbeitsblatt Nr. 15 „Naturnaher Umgang
mit Regenwasser“.
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KANALAUFWAND 
in Abhängigkeit von Geländetopographie und Straßenführung 
(nach Weeber und Gassner, überarbeitet)
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GRUNDSTÜCKSZUORDNUNG 
UND -AUFTEILUNG - WIRTSCHAFT-
LICH PARZELLIEREN

Von einer sorgfältigen städtebaulichen
Planung ist zu erwarten, dass sie genü-
gend Spielräume für eine ökonomisch
nutzbare Grundstücksgröße sowie eine
günstige Lage und Bemessung der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässt.
Bei der Grundstückszuordnung und -auf-
teilung sollte daher für die unterschiedli-
chen Nutzungsarten geprüft werden,
welche Parzellenbreite jeweils an den Er-
schließungsflächen notwendig und auch
wirtschaftlich ist.

Die Anteile an den Verkehrsflächen sowie
die Leitungslängen der technischen Infra-
struktur - und damit auch die Kosten -
verringern sich mit abnehmender Stra-
ßenfrontlänge der Grundstücke. Schmale
und tiefe Grundstücke haben demnach
gegenüber breiten und weniger tiefen
Parzellen einen wesentlich geringeren
Erschließungsanteil und führen somit zur
Verringerung der Erschließungskosten.
Wie unten stehende Beispiele zeigen,
lässt sich der Erschließungsaufwand
auch durch geschickte Anordnung der
Grundstücke erheblich vermindern.
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Sparsame Erschließung der Grundstücke und wirtschaftliche Ausnut-
zung der Freiflächen

Aufwendige Übererschließung und unwirtschaftliche Grundstücksaus-
nutzung

PARZELLE UND ERSCHLIESSUNG
(nach Lang, überarbeitet)

BEISPIEL 1

BEISPIEL 2

Erschließungsanteil: (Grundstücksbreite in %)

0                                                  69 %                 100 %

Straße

Wohnen

Schule

Sport

Öffentliches
Grün



Die Lage der Gebäude auf dem Grund-
stück hat unmittelbaren Einfluss auf die
Kosten von Ver- und Entsorgung. Liegen
die Gebäude in der Nähe der Ver- und
Entsorgungstrasse, können auch hier
Leitungslängen eingespart werden.

Die wirtschaftliche Bedeutung von Lage,
Zuschnitt, Proportion, Breite und Tiefe
eines Grundstücks wurde bei vergleich-
baren Grundstücken der Baugebiete
„Hüttenthaler Feld“ und „Unterfeld“
untersucht: 

Im Baugebiet „Unterfeld“ ist die Par-
zelle rund 80 % breiter als beim Bei-
spiel „Hüttenthaler Feld“. Die Länge
der Hausanschlussleitung beträgt so-
gar mehr als das Dreifache.
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VERKEHRSFLÄCHEN - WIRTSCHAFT-
LICHE PLANUNG ZAHLT SICH AUS

Die Wirtschaftlichkeit der Verkehrser-
schließung wird wesentlich bestimmt
vom Umfang des Straßen- und Wege-
netzes (Erschließungslängen). Zudem
kann eine angemessene Gliederung und
Abstufung in Sammelstraßen, Wohn-
straßen und Wohnwege dazu beitragen,
die Kosten zu verringern.

Durch Längenoptimierung und gestalteri-
sche Differenzierung entsprechend der
Verkehrsbedeutung ist demnach der
Aufwand beim Bau der Straßen und
Wege wesentlich geringer, wie z.B.  beim
Baugebiet „Hüttenthaler Feld“ um mehr
als 50% gegenüber dem Baugebiet
„Unterfeld“.

Die Kosten der Verkehrserschließung
hängen auch ab von der Lage, der Topo-
graphie, den vorhanden Anlagen der
äußeren Erschließung und vom Bebau-
ungskonzept.

Eine erschließungswirtschaftliche Be-
rechnung hat insbesondere von folgen-
den Kostengruppen auszugehen:

- Grunderwerbskosten für die Erschlie-
ßungsanlagen,

- Herstellungskosten der Verkehrsan-
lagen, wie z.B. Freimachung, Unterbau,
Trag- und Deckschichten, Straßenent-
wässerung, Beleuchtung,

- Zukünftige Betriebs- und Erhaltungs-
kosten, wie z.B. Unterhalt, Erneuerung,

- Kosten von Verkehrsanlagen auf den
Einzelgrundstücken (Stellplätze, Gara-
gen, Zufahrten etc.).

Kosteneinsparungen können vor allem
durch Verringerung der Verkehrsflächen
erzielt werden. In Verdichtungsräumen
schlagen dabei die Bodenkosten stärker
zu Buche als in ländlichen Gebieten.
Stets ist jedoch ein sparsamer Umgang
mit Grund und Boden eine Voraus-
setzung für sparsame Herstellungs-
kosten, auch beim  Straßenbau.
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Erschließung von Einzelhäusern (links) und Doppelhäusern (rechts): 
Die Erschließungslängen je Wohneinheit sind bei diesen beiden Beispie-
len nahezu gleich

Konzepte der Verkehrserschließung

Hütten-
thaler
Feld

Prosa

Verkehrserschließung „Hüttenthaler Feld“

0     10    20 0     10    20

Verkehrserschließung „Unterfeld“



In der Analyse der sechs Siedlungen wird
die Länge der Erschließung (Straßen,
Wohnwege, Zufahrten, in lfd. Meter) mit
der Zahl der davon erschlossenen
Wohneinheiten verglichen. Der Vergleich
ergibt:

- Die durchschnittliche Gesamtlänge der
Erschließungsanlagen je Wohneinheit
liegt zwischen 7,0 und 24,5 lfd. Meter

- Die durchschnittliche Länge des Stra-
ßennetzes je Wohneinheit liegt zwi-
schen 0,5 und 18,5 lfd. Meter.

- Die durchschnittliche Länge des Wohn-
wegenetzes je Wohneinheit liegt zwi-
schen 0 und 11,0 lfd. Meter.

- Die durchschnittliche Länge der Zufahr-
ten je Wohneinheit liegt zwischen 0 und
6,5 lfd. Meter.

Bei der Länge der Gesamterschließung
und des Straßennetzes gibt es erhebli-
che Unterschiede und folglich auch
Chancen,  Aufwand und Kosten zu spa-
ren:

Das Straßennetz kann bei den unter-
suchten Beispielen um bis zu 18,0 lfd.
Meter je Wohneinheit verkürzt werden.
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Unterfeld

Str 7,5 lfm/WE
Zft 1,5 lfm/WE
Wwg - lfm/WE Ø Länge Erschließung gesamt = 9,0 lfm/WE

Str 1,5 lfm/WE
Zft - lfm/WE
Wwg 11,0 lfm/WE Ø Länge Erschließung gesamt = 12,5 lfm/WE

Str 7,5 lfm/WE
Zft - lfm/WE
Wwg 7,0 lfm/WE Ø Länge Erschließung gesamt = 14,5 lfm/WE

Str 18,5 lfm/WE
Zft 6,5 lfm/WE
Wwg -  lfm/WE Ø Länge Erschließung gesamt = 25,0 lfm/WE

Str 0,5 lfm/WE
Zft - lfm/WE
Wwg 6,0 lfm/WE Ø Länge Erschließung gesamt = 6,5 lfm/WE

Str 1.0 lfm/WE
Zft - lfm/WE
Wwg 6,0 lfm/WE Ø Länge Erschließung gesamt = 7,0 lfm/WE
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AUSBAUSTANDARD - AUF DAS 
NOTWENDIGE BEGRENZEN

Bei der Entscheidung für einen bestimm-
ten Ausbaustandard einer Verkehrsfläche
sind die technischen, funktionalen und
gestalterischen Ziele immer mit dem
Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit abzuwägen. Kosteneinsparun-
gen sind insbesondere möglich durch

- Verringerung der Querschnittsbreiten
und der Abbiegeradien sowie flächen-
sparende Abmessungen von Knoten-
punkten, Einmündungen und Wende-
anlagen,

- geringere Anforderungen an Standards
der Befahrbarkeit,

- Einsatz wirtschaftlichen Oberflächen-
materials, 

- sparsame Ausstattung mit Einrich-
tungsgegenständen (Poller, Bänke,
Beleuchtung etc.).

Die maßgeblichen Entwurfsgrundlagen
für die kostensparende Dimensionierung
der Straßenquerschnitte enthalten die
Empfehlungen für die Anlage von Er-
schließungsanlagen (EAE 85/95). Dort ist
dargestellt, dass sich die notwendige
Verkehrsfläche im Grundsatz nach dem
Begegnungsfall zweier Fahrzeuge, der
zugrundegelegten Geschwindigkeit
sowie den Ansprüchen an die Aufent-
haltsqualität richtet. Wenn beim Ausbau
der Fahrbahn von einer verminderten Ge-
schwindigkeit ausgegangen wird, erge-
ben sich durch den geringeren Raumbe-
darf bei den Begegnungsfällen Kosten-
einsparungen um bis zu 15 %. 

In aller Regel lässt sich der Erschlie-
ßungsaufwand auch verringern, wenn
auf eine Trennung zwischen Fußgänger-
und Fahrverkehr verzichtet wird. Misch-
flächen, die als verkehrsberuhigter Be-
reich (Zeichen 325/326 StVO) von Fuß-
gängern, Radlern und Kraftfahrzeugen
gleichermaßen benutzt werden können,
sind im Allgemeinen funktionstüchtig bei
Belastungen unterhalb von 100 Fahrzeu-
gen in der Stunde (bei besonderen ge-
stalterischen Maßnahmen auch bei 100
bis 150 Fahrzeugen).
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Grundmaße für Verkehrsräume und lichte Räume bei ausgewählten Be-
gegnungsfällen (nach EAE 85/95)

Raumbedarf bei unverminderter Geschwindigkeit (50 km/h)

Raumbedarf bei verminderter Geschwindigkeit (höchstens 40 km/h)

Vielfalt von Nutzungsmöglichkeiten von historischen Plätzen 
(Tittmoning, Stadtplatz)



BEISPIEL STRASSENTYPEN

Um den Einfluss unterschiedlicher Stra-
ßen- und Wegetypen auf die Kosten ab-
schätzen zu können, ist in nebenstehen-
der Übersicht eine Zusammenstellung
nach EAE 85/95 wiedergegeben. Ge-
genübergestellt sind die Baukosten als
Verhältniszahlen bezogen auf die Sam-
melstraße des Typs SS 2 (= 100%). In
Abhängigkeit vom jeweiligen Erschlie-
ßungstyp schwanken hierbei die Kosten
je lfd. Meter um bis 100 %.

Eine sparsamer, auf die Funktion und den
hierarchischen Aufbau des gewählten
Erschließungssystems bezogener Aus-
baustandard ist demnach in der Regel
wesentlich kostengünstiger als ein
gleichwertiger Ausbau der Straßen ohne
Differenzierung nach deren jeweiliger
Bedeutung.

BEISPIEL WENDEANLAGEN

Weitere Einsparungsmöglichkeiten kön-
nen sich mit einer flächensparenden
Konzeption der Wendemöglichkeiten
ergeben, die z.B. bei einer Erschließung
mit Stichstraßen notwendig ist. Die ge-
ringsten Flächen und Investitionskosten
haben Wendeflächen, die nur für Pkw
oder kleinere Lieferwagen ausgelegt
sind. Stattdessen können die Enden von
Stichstraßen über einfache Wege mitein-
ander verbunden werden, die mit Steck-
pfosten für Pkw gesperrt werden und nur
von Müllfahrzeugen, Rettungsfahrzeugen
und den Lieferverkehr befahren werden
können. 

Auch durch die Anlage von Mülltonnen-
sammelplätzen für Hausgruppen, etwa
an den Eingängen von Stichstraßen, wird
die Erschließung wesentlich günstiger, da
einzelne Straßenquerschnitte und be-
fahrbare Wege nicht für Müllfahrzeuge
auszulegen sind und flächenaufwendige
Wendeplätze entfallen können.
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VERHÄLTNIS DER BAUKOSTEN VON ERSCHLIESSUNGSTRASSEN
(Querprofile nach EAE; Kosten aus Gassner: Flächen- und kostenspa-
rende  Erschließung, überarbeitet)

Wendeanlagen nach EAE 85/95

Straßen-/Wegetyp Querschnitt Baukosten-
nach EAE 85/95 vergleich (in %)

Hauptsammel- Rund 110 %
straße (HHS 3) (SS 2)

Fahrbahn
Schwarzdecke

Sammelstraße 100 %
(SS 2)

Fahrbahn
Schwarzdecke

Anliegerstraße Rund 70 %
(AS 3) (SS 2)

Fahrbahn 
Schwarzdecke

Anliegerweg Rund 55 %
(AW 1) (SS 2)

Fahrbahn 
Pflaster

Anliegerweg Rund 40 %
(AW 1) (SS 2)

Fahrbahn 
Schwarzdecke

Wendekreis für Müllfahrzeug,
Fläche: rund 300 m2

Wendehammer für PKW,
Fläche: rund 100 m2



BEISPIEL OBERFLÄCHENMATERIAL

Einfache Befestigungen, wie wasserge-
bundene Decken oder Schotterrasen,
sind überall dort, wo keine hohen
mechanischen Belastungen auftreten,
eine kostengünstige, gut begehbare,
optisch anspruchsvolle und ökologische
Alternative.

Asphaltdecken sind die im Straßenbau
am häufigsten eingesetzten Deckschich-
ten, da sie einfach und kostengünstig
herstellbar sind und die Anforderungen,
die der Straßenverkehr an eine Deck-
schicht stellt,  sehr gut erfüllen. Mit einge-
streutem, hellem Splitt erfüllen sie auch
gestalterische Anforderungen.

Den höheren Investitionskosten von Na-
tursteinpflaster stehen günstige Pflege-
und Reparaturkosten und die Wertbe-
ständigkeit des Materials gegenüber.
Pflasterbeläge werden insbesondere für
Straßenrinnen, für die Gliederung von
Straßen und zur Abgrenzung der
Gehwege zur Fahrbahn eingesetzt.

Industrielle Materialien wie Klinkerplatten
oder Betonsteine haben im Vergleich zu
Natursteinpflaster wesentlich geringere
Herstellungskosten und sind in der Regel
auch einfacher zu verlegen.

Bei den unterschiedlichen Belagsarten
sind nicht nur die Herstellungs- und
Unterhaltskosten, sondern auch die
Folgekosten von Bedeutung, etwa bei
starker Flächenversiegelung die Belas-
tung des Abwassersystems durch zu
hohe Abflussbeiwerte oder die Recyc-
lingfähigkeit des Materials. Zu Kosten-
einsparungen trägt außerdem bei, wenn
bevorzugt Materialien verwendet werden,
die nicht erst über weite Transportwege
zur Baustelle geschafft werden müssen.

Sparsame Oberflächenbefestigung
(Tittmoning):
- Bitu-Kies für die Fahrbahn, 
- Schotterrasen für den befahrbaren

Mehrzweckstreifen, 
- Verzicht auf gesonderten Gehweg, auf

Bordstein und Rinne.
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Vielfalt von Nutzungsmöglichkeiten bei Erfüllung der Ver-
kehrsstandards (Tittmoning)

Oberflächenbefestigung nach der jeweiligen Funktion
(Tittmoning)



Die verschiedenartigen Ausbaustrategien
bei der Entwicklung der sechs Bauge-
biete werden in unten stehender Grafik
verdeutlicht:

- Die durchschnittliche Straßenfläche
(reine Fahrbahn) je Wohneinheit liegt
zwischen 14,0 und 96,0 m2.

- Die durchschnittliche Fläche für Fuß-
wege je Wohneinheit liegt zwischen 3,5
und 30,5 m2.

Trotz der stark voneinander abwei-
chenden Erschließungssysteme wird
klar, dass bei allen genannten Straßen-
und Wegetypen, insbesondere aber
bei den Fahrbahnbreiten erheblich an
Flächen und Kosten gespart werden
kann.
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BEFESTIGUNG UND VERSIEGELUNG -
ÖKOLOGIE IM EINKLANG MIT 
ÖKONOMIE

Ein naturnaher Umgang mit dem Regen-
wasser erfordert, dass auch die Befes-
tigung bzw. die Versiegelung von Frei-
flächen auf das Mindestmaß beschränkt
werden sollte. Ökologisch günstiger und
billiger ist es, wenn nur die Flächen befe-
stigt werden, die auch tatsächlich befah-
ren werden müssen.

Als ökologische und kostengünstige
Alternativen zu der sonst meist üblichen
Oberflächengestaltung mit Asphalt oder
Pflaster kommen grundsätzlich auch fol-
gende Materialien in Frage:

- Wassergebundene Decken aus Kies,
Splitt und Schotter,

- Schotterrasen mit einer dünnen Sub-
stratauflage auf der Schottertrag-
schicht,

- Rasenfugenpflaster, z.B. aus Betonstei-
nen, dessen rund 3 cm breite Fugen mit
Splitt und Grassamen verfüllt werden.

Die nebenstehende Gegenüberstellung
von drei beispielhaften Ausschnitten der
Baugebiete „Unterfeld“, „Hüttenthaler
Feld“ und „Prosa“ verdeutlicht, dass
durch eine angemessene Gestaltung
rund die Hälfte der Kosten gespart wer-
den kann.
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Materialien: Asphalt (Fahrbahn, Gehweg)
Betonformsteine (Hochbord)
Großpflaster (Einzeiler-Rinne)

Fahrbahnbreite: 5,00 m
Gehwegbreite: 1,50 m
Verkehrsfläche (1 lfdm): 6,50 m2

Versiegelung: 90 %
Kosten: 100 %

Materialien: Asphalt (Fahrbahn)
Schotterrasen 
(Ausweichfläche)

Fahrbahnbreite: 3,50 m
Ausweichfläche, Breite: 2,00 m
Verkehrsfläche (1 lfdm): 5,50 m2

Versiegelung: 60 %
Kosten: 43 %

Materialien: Asphalt (Fahrbahn, Platz)
Wassergebundene Decke 
(Wege)
Rasen (Platz)

Verkehrsfläche: 6,50 m2

Versiegelung: 40 %
Kosten: 29 %

0                10

0                10

Unterfeld

Gehweg

Fahrbahn

Hüttenthaler Feld
Fahrbahn

Randstreifen

Stellfläche

Fußweg

Prosa

Spielfläche

Wohnweg/Fußweg

Mischfläche

Fahrbahn

0                10

90 % versiegelt = Asphalt
50 % versiegelt = wassergebundene Decke
30 % versiegelt = Schotterrasen

0 % versiegelt = Vegetationsfläche



Auf der Grundlage einschlägiger Normen
wurden für die einzelnen Belagsarten
Versiegelungsgrade bis zu 100 % ermit-
telt und bezogen auf die Nutzeinheit dar-
gestellt.

- Rein rechnerisch könnten dabei die
gesamten versiegelten Gemeinschafts-
flächen durch eine verbesserte Ver-
sickerungsfähigkeit des Oberflächen-
materials verringert werden.

- Die günstigsten Verhältnisse von versie-
gelter Fläche zur Bebauung bestehen in
den Baugebieten „Hüttenthaler Feld“
(53 m2 zu 85 m2) und „Prosa“ (67 m2 zu
106 m2).  Kaum Spielräume gibt es na-
turgemäß für das Baugebiet „Schloß-
park“ (41 m2 zu 46 m2) und den Markt-
platz von Miesbach (65 m2 zu 77 m2).
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ESP = Einsparungspotential
GWP = Gewinnpotential
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60 % versiegelt
100 % versiegelt 50 % versiegelt
90 % versiegelt 30 % versiegelt
80 % versiegelt 25 % versiegelt
70 % versiegelt 0 % versiegelt

Ø bebaute Fläche gem 77,0 qm/WE     Ø versiegelter Fläche gem 65,0 qm/WE

60 % versiegelt
100 % versiegelt 50 % versiegelt
90 % versiegelt 30 % versiegelt
80 % versiegelt 25 % versiegelt
70 % versiegelt 0 % versiegelt

Ø bebaute Fläche gem 85,0 qm/WE     Ø versiegelter Fläche gem 53,5 qm/WE

60 % versiegelt
100 % versiegelt 50 % versiegelt
90 % versiegelt 30 % versiegelt
80 % versiegelt 25 % versiegelt
70 % versiegelt 0 % versiegelt

Ø bebaute Fläche gem 106,5 qm/WE     Ø versiegelter Fläche gem 67,0 qm/WE

60 % versiegelt
100 % versiegelt 50 % versiegelt
90 % versiegelt 30 % versiegelt
80 % versiegelt 25 % versiegelt
70 % versiegelt 0 % versiegelt

Ø bebaute Fläche gem 111,5 qm/WE     Ø versiegelter Fläche gem 95,0 qm/WE

60 % versiegelt
100 % versiegelt 50 % versiegelt
90 % versiegelt 30 % versiegelt
80 % versiegelt 25 % versiegelt
70 % versiegelt 0 % versiegelt

Ø bebaute Fläche gem 46,0 qm/WE     Ø versiegelter Fläche gem 41,0 qm/WE

60 % versiegelt
100 % versiegelt 50 % versiegelt
90 % versiegelt 30 % versiegelt
80 % versiegelt 25 % versiegelt
70 % versiegelt 0 % versiegelt

Ø bebaute Fläche gem 134,5 qm/WE     Ø versiegelter Fläche gem 113,0 qm/WE



PARKPLÄTZE - FAHRZEUGE
KOSTENGÜNSTIG UND SICHER
ABSTELLEN

Eine Gemeinde hat im Rahmen der Be-
bauungsplanung einen breiten Ermes-
sensspielraum, die Zahl der öffentlichen
und privaten Stellplätze festzulegen. Sie
kann sie auch einschränken, wenn be-
sondere städtebauliche und verkehrs-
technische Gesichtspunkte dies rechtfer-
tigen. Dabei ist auch auf ein angemesse-
nes Verhältnis von öffentlichen zu priva-
ten Stellplätzen zu achten. Ihre Zahl kann
dann verringert werden, wenn es gelingt,
die Stellplätze doppelt zu belegen (z.B.
tags: Supermarkt, nachts: Diskothek). 

Platz sparend und kostengünstig ist,
wenn Stellplätze unmittelbar an den
öffentlichen Verkehrsflächen unterge-
bracht werden können, da dadurch
eigene Zufahrten entfallen.

Der Platzbedarf für die einzelnen Stell-
plätze und die Breite der Fahrgasse
ergibt sich aus der gewählten Aufstel-
lung. Die nebenstehende Skizze verdeut-
licht, dass je nach Stellplatzanordnung
bis zu 2,0 m2 Fläche je Stellplatz einge-
spart werden kann.

Die senkrechte Stellplatzanordnung er-
fordert die geringste Fläche und ist
dadurch am wirtschaftlichsten. Bei die-
sem System, das in aller Regel bei nur
geringem Verkehrsaufkommen ange-
wandt werden sollte, ist allerdings wegen
der Zufahrtsradien besonderes Augen-
merk auf ein Mindestmaß der Fahrbahn-
breite zu legen. Je schmaler die Fahr-
gasse, umso breiter muss der Stellplatz
sein und umgekehrt. Bei schräger An-
ordnung steigt deshalb trotz geringerer
Fahrgassenbreite der Flächenbedarf.

Das Längsparken ist am unwirtschaftlich-
sten, da der Anteil an Erschließungs-
fläche je Stellplatz verhältnismäßig hoch
ist.  Diese Anordnung ist jedoch wegen
der besseren Übersicht besonders bei
Straßen mit höherem Verkehrsauf-
kommen günstiger.
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Parken an den öffentlichen Verkehrsflächen und am Haus (Eching)

Flächenbedarf für offene Stellplätze bei unterschiedlicher Anordnung
(einschließlich Anteil Parkgasse)

90°: 20,5 m2 je Stellplatz

90°: 20,1 m2 je Stellplatz

45°: 22,2 m2 je Stellplatz

0°, Parallel: 22,8 m2 je Stellplatz



Die sparsamste Lösung ist meist, die
Stellplätze am Rande des Gebiets, etwa
an der Haupterschließungsstraße, zu-
sammenzufassen. Die innere Erschlie-
ßung erfolgt über Wohnwege, die zur
Anlieferung oder in Notfällen befahren
werden können. Eine Bündelung der
Parkplätze am Rande eines Quartiers hat
noch weitere Vorteile:

- Wenn Erschließungsflächen nur noch
im Notfall oder zur Anlieferung ge-
braucht werden, kann deren Ausbau
und Querschnitt mit wesentlich gerin-
gerem Aufwand erfolgen.

- Verkehrs-, Lärm- und Abgasbelas-
tungen im Quartier werden wesentlich
verringert, der Wohnwert steigt.

- Die Aufenthaltsqualität erhöht sich,
wenn der öffentliche Raum z.B. dem
Spielen der Kinder offen steht.

Insbesondere bei flächensparender
Bebauung wirken sich Gemeinschafts-
garagen vorteilhaft auf die oft verhält-
nismäßig kleinen Wohngrundstücke aus,
weil die Parzellen ohne die meist sperri-
gen Einzelgaragen ganz auf die Bedürf-
nisse der Wohnnutzung hin zugeschnit-
ten und wirtschaftlich bebaut werden
können.

Ebenerdige offene Stellplätze sind wegen
des geringeren Flächenbedarfs und der
niedrigeren Herstellungskosten naturge-
mäß wesentlich kostengünstiger als indi-
viduelle Garagen. Werden die Aufwen-
dungen für die Begrünung nicht ange-
setzt, so sind die Kosten sogar nur halb
so hoch wie für eine Einzelgarage mit
Vorplatz. Allerdings bieten offene Stell-
plätze keinen Stauraum für Fahrzeugteile
wie Reifen, Dachgepäckträger.

Im Vergleich zu den Einzelgaragen mit
Vorplatz schlagen bei den Sammel-
garagen vor allem der um rund 20 %
geringere Flächenbedarf und die damit
verbundenen niedrigeren Grundstücks-
kosten zu Buche. Dadurch sind die
Kosten je Parkstand um mehr als 10 %
niedriger. Auch wenn in nebenstehender
Übersicht die Herstellungskosten für
Garagen in Garagenhöfen ähnlich ange-
setzt wurden, dürften auch diese im
Allgemeinen günstiger sein.
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Kosten des Parkraumangebots für private Stellplätze und Garagen 
(in Anlehnung an: Weeber und Partner: Kostenfaktor Erschließungsan-
lagen, Kosten bezogen auf das Jahr 1997)

Stellplatzanlage am Rande des Baugebiets (Am Eichenbühl)

Offener Park- a) Garage in a) Einzelgarage
platz ebenerdig Garagenhof mit Vorplatz
a) ohne b) mit Dach- b) mit Dach-

Begrünung begrünung, begrünung,
b) mit und sonst. und sonst.

Begrünung Aufwand Aufwand

Flächenbedarf je a) 25 m2 28 m2 35 m2

Parkstand der Anlage
(inkl. Fahrbahn,
Zufahrt, u.a.) b) 30 m2

Grundstück, a) 25 x 500,- 28 x 500,- 35 x 500,-
Annahme:
500.-/m2 b) 30 x 500,-

Grund- a) 12.500,- 14.000,- 17.500,-
stückskosten
ca. DM b) 15.000,-

Baukosten a) 4.300,- a) 8.000,- a) 8.000,-
ca. DM

b) 5.000,- b) 16.000,- b) 16.000,-

Gesamtkosten a) 16.800,- a) 22.000,- a) 25.500,-
ca. DM

b) 20.000,- b) 30.000,- b) 33.500,-
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Art der
Parkierung



Mit zunehmender baulicher Dichte (ab
einer Geschossflächenzahl von 0,8) und
höheren Bauland- und Erschließungs-
kosten werden ebenerdige Parkplatzan-
lagen unwirtschaftlich. Dann wird auf
flächensparende Parkierungssysteme
über mehrere Ebenen zurückgegriffen
werden müssen, wie Parkpaletten, Park-
häuser oder die meist teueren Tiefgara-
gen. Neben den Herstellungskosten
gehen in die Gesamtkalkulation auch die
Betriebskosten und bei mechanischen
Anlagen zusätzlich die notwendigen
Abschreibungen ein.

Nebenstehend sind zwei unterschiedli-
chen Parkierungskonzepte zum Sied-
lungsmodell Röthelheimpark (1. und 3.
Preis des Realisierungswettbewerbs) in
der Stadt Erlangen abgebildet. Beide
Lösungen sehen vor, die Stellplätze am
Rande der Siedlung zu bündeln und die
Wohnquartiere vom Verkehr weitgehend
frei zu halten. Die zeitweise Anfahrbarkeit
der Gebäude ist über Wohnwege ge-
währleistet. Die unterschiedlichen Kon-
zepte haben jedoch deutliche Ab-
weichungen beim Flächenbedarf zur
Folge.

Durch die Unterbringung der notwendi-
gen Stellplätze in zwei Parkhäusern 
(1. Preis) wird weniger als die Hälfte der
Grundstücksfläche benötigt als durch die
bandartige Verteilung der ebenerdigen
Stellplätze (3. Preis). Bei den örtlichen
Grundstückspreisen für Wohnbauland
sind aber die Gesamtkosten für die bei-
den Parkhäuser trotz wesentlich höherer
Herstellungskosten kaum höher als die
Aufwendungen für die offenen  Park-
plätze.

Wichtige Kriterien für die Akzeptanz einer
Anlage des ruhenden Verkehrs sind auch
eine funktionsgerechte bauliche Gestal-
tung und eine benutzerfreundliche Aus-
stattung. Wenn gemeinschaftliche Stell-
platzanlagen als Einheit aus städtebauli-
chem Konzept und Gebäudeentwurf ent-
stehen, kann eine Wirtschaftlichkeit und
Wohnqualität erreicht werden, die weit-
aus höher ist als bei Ansammlungen indi-
vidueller Garagen einer Einzelbebauung.
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Bandartige Verteilung der Stellplätze am Rand (Erlangen, 3. Preis)

Parkhaus (Röthelheimpark, Erlangen)

Konzentration der Stellplätze in Parkhäusern (Erlangen, 1. Preis)



Bei den sechs untersuchten Beispielen
liegen die Stellplätze überwiegend auf
den privaten Grundstücken (Sonderfall
Marktplatz mit nahezu allen Stellplätzen
im öffentlichem Raum). Die Analyse
ergibt:

- Die durchschnittlichen Flächen für
Carports betragen bis zu 15,0 m2 je
Wohneinheit.

- Die durchschnittlichen Flächen für
Garagen oder Stellplätze in Tiefgaragen
betragen bis zu 29,0 m2 je Wohneinheit. 

- Die durchschnittlichen Flächen für
Zufahrten betragen bis zu 30,0 m2 je
Wohneinheit.

Der Erschließungsaufwand lässt sich
vor allem mit Gemeinschaftsanlagen
verringern. Bei den individuellen
Stellplätzen sind Carports nicht nur
wegen der niedrigeren Baukosten am
wirtschaftlichsten, sondern auch weil
der bei Garagen erforderliche Vorplatz
entfällt.

Ausführliche Hinweise zur Anlage von
Stellplätzen gibt das Arbeitsblatt Nr. 11
„Parkplätze“.
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Günstig gelegener Garagenhof, der mehr ist als Stellfläche für Autos,
sondern auch Platz bietet für vielfältige Nutzungen (Prosa).

Mit hohem Aufwand muss jede Garage eigens erschlossen werden:
Trotz langer Zufahrt auf dem Grundstück kaum Aufenthaltsqualität und
Gebrauchswert für andere Aktivitäten (Unterfeld).
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GEMEINSCHAFTSFLÄCHEN - VIELSEI-
TIGER GEBRAUCH IST WIRTSCHAFT-
LICH

Öffentliche Freiräume sind eine wichtige
Ergänzung zu den privaten Bereichen
und  haben innerhalb einer Siedlung auch
eine identitätsstiftende Funktion. Vielfäl-
tige und qualitätsvolle Gemeinschafts-
flächen sind gerade bei dichter Bebau-
ung wichtig. Ausschlaggebend für die
Aufenthaltsqualität und die ökonomische
Nutzbarkeit ist aber nicht unbedingt
deren Größe, sondern vor allem deren
günstige Zuordnung zu den Wohnberei-
chen und Sozialeinrichtungen.

Gemeinschaftsflächen sind dann wirt-
schaftlich, wenn sie bei sparsamem
Flächenverbrauch eine Vielzahl verschie-
denartiger Aufgaben übernehmen. Wenn
allerdings öffentliche Freiflächen nur als
Restflächen ohne räumliche und nut-
zungsbezogene Differenzierung ausgebil-
det sind, wird kostbarer Platz verschenkt.
Öffentliche Flächen sind zu teuer, um sie
nur als Abstandsflächen zu gebrauchen.
Bei der Gestaltung sollte darauf geachtet
werden, dass unterschiedliche Nutzun-
gen gleichzeitig oder nacheinander mög-
lich sind. Dabei sollte ausreichend Spiel-
raum gelassen werden, um Veränderun-
gen der Bedürfnisse im Laufe der Jahre
Rechnung tragen zu können. Flexible
Anlagen sind langfristig wirtschaftlicher
als auf den Augenblick maßgeschneider-
te Lösungen.

Gut nutzbare Freiräume ergeben sich
beispielsweise durch Gruppierung meh-
rerer Häuser um einen gemeinsamen
Erschließungshof. Die Gebäudestellung
lässt unterschiedliche Freiräume vor und
hinter dem Haus entstehen, einerseits
gemeinschaftlich und andererseits privat
nutzbar.

Aufwendige Materialien sind oft nicht not-
wendig. Vielmehr können mit wenig
Aufwand vielfältige Nutzungen angeregt
und unterstützt werden. Dies trifft nicht
nur auf die einzelne Erschließungsstraße
zu, sondern auf die Gestaltung aller
öffentlichen Räume.
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Vielfältige Kommunikationsmöglichkeiten im öffentlichen
Raum (Quartiersplatz in Halen bei Bern)

Mehrfachnutzung im Straßenraum (Hüttenthaler Feld)

Hausgruppe mit gemeinsamen Erschließungshof
(Dietersheim)



Die Gemeinschaftsflächen wurden mit
den privaten Freiflächen der sechs Bau-
gebiete verglichen. Die Analyse ergibt
auch hier beachtliche Unterschiede.

Ein sparsamer Umgang mit Grund und
Boden wirkt sich auch auf den Flächen-
aufwand im öffentlichen Bereich aus.
Auffallend ist, dass das Baugebiet mit
dem größten Aufwand an privaten
Flächen in absoluten Zahlen auch den
höchsten Verbrauch an Gemeinschafts-
flächen hat (Unterfeld). 

Ein Sonderfall ist der „Marktplatz“, für
den trotz verhältnismäßig großem Ge-
meinschaftsflächenanteil mit einem
Verhältnis von rund 1:1 (Gemeinschafts-
flächen zu privaten Flächen 45 %: 55 %)
die wirtschaftlichsten Werte ermittelt wur-
den.
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Unterfeld

Ø Fläche öffentlich = 150,5 qm/WE  
Ø Fläche privat = 206,5 qm/WE    Fläche gem/WE : Fläche priv/WE 42% : 58%

Ø Fläche öffentlich = 155,0 qm/WE  
Ø Fläche privat = 357,5 qm/WE    Fläche gem/WE : Fläche priv/WE 30% : 70%

Ø Fläche öffentlich = 183,0 qm/WE  
Ø Fläche privat = 468,5 qm/WE    Fläche gem/WE : Fläche priv/WE 28% : 72%

Ø Fläche öffentlich = 195,0 qm/WE  
Ø Fläche privat = 650,5 qm/WE    Fläche gem/WE : Fläche priv/WE 23% : 77%

Ø Fläche öffentlich = 79,5 qm/WE  
Ø Fläche privat = 97,5 qm/WE     Fläche gem/WE : Fläche priv/WE 45% : 55%

Ø Fläche öffentlich = 87,0 qm/WE  
Ø Fläche privat = 94,0 qm/WE     Fläche gem/WE : Fläche priv/WE 48% : 52%
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GRÜNBEREICHE - AUF DAS VORHAN-
DENE  AUFBAUEN

Eine Bebauungsplanung, die nicht auch
Grünflächen, Bäume und sonstige
Gehölze einbezieht, ist heute kaum mehr
vorstellbar. Grünbereiche erhöhen die
Wohnqualität einer Siedlung und letzt-
endlich auch den Wert der Bebauung.
Sie verbessern das Kleinklima, bieten
Schatten und binden Staub. 

Werden bestehende landschaftliche
Elemente erhalten (z.B. Wasserläufe,
Gräben, Alleen), können nicht nur Kosten
für Neuinvestitionen in diesem Bereich,
sondern auch für Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen eingespart werden
(Stichwort „Eingriffsregelung“).

Kosteneinsparungen bei der Bepflan-
zung müssen nicht eine Verringerung der
städtebaulichen Qualität zur Folge
haben. Wenn ein Entwurf der Freianlagen
des Quartiers als Einheit aus Erschlie-
ßung und Wohnumfeld erfolgt, führt dies
in der Regel zu einfacheren, sparsameren
und zugleich großzügigeren Lösungen. 

Der Pflegeaufwand lässt sich allein schon
dadurch verringern, wenn Grünbereiche
mit den Standortbedingungen angepas-
sten, naturnahen Pflanzen und Gehölzen
angelegt werden (standortgerechte Bäu-
me, Wiesen statt pflegeintensiver Zierra-
sen, Verzicht auf Pflanzkübel und Hecken
mit Formschnitt). Auch müssen Beete
nicht durch hohe Borde begrenzt wer-
den, sondern können höhengleich mit
den Fahrbahnen und Gehwegen liegen.

Schließlich können sich die Bewohner
selbst an der Pflege des öffentlichen
Grüns beteiligen. Dies ist vor allem dann
denkbar, wenn die Anwohner Teile von
öffentlichen Flächen auch nutzen kön-
nen. Neben dem kommunalen Entlas-
tungseffekt hat diese Grünpflege-Paten-
schaft vor allem den Vorteil, dass sie die
soziale und örtliche Identität fördert.
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Retentionsflächen (Am Eichenbühl)

Dachbegrünung (Schloßpark)

Baumbestand und Gärten (Hüttenthaler Feld)



ZUSAMMENFASSUNG

Das städtebauliche Konzept gibt den
Kostenrahmen vor. So erzeugen im
öffentlichen und privaten Bereich freiste-
hende Einfamilienhäuser höhere Kosten
als Reihenhäuser. Aber auch innerhalb
eines Konzepts ergeben sich Optimie-
rungsmöglichkeiten, die häufig sogar mit
einer Steigerung des Wohnwertes der
Grundstücke und der Aufenthaltsqualität
in der Siedlung verbunden sind. 

Wegen der geringeren Erschließungs-
längen bieten verdichtete Wohn- und
Siedlungsformen naturgemäß die besten
Möglichkeiten zur Kostensenkung.
Grundstückszuschnitte bestimmen nicht
nur das Verkehrs- und Wegenetz, son-
dern auch die Trassen der Ver- und Ent-
sorgungsleitungen.

Für einen sparsamen Straßenquerschnitt
und einen auf das Notwendige begrenz-
ten Ausbaustandard bieten die EAE
85/95 vielfältige Gestaltungsmöglich-
keiten. Mischflächen sind wesentlich
wirtschaftlicher als die funktionale Tren-
nung von Kraftfahrzeugen, Radfahrern
und Fußgängern. Solche Flächen sind
offen für sich ändernde Nutzungsan-
forderungen und als Gemeinschaftsflä-
chen vielfältiger zu gebrauchen. Kosten-
einsparungen können sich auch durch
Bündelung von Stellplätzen ergeben.

Durch naturnahe Regenwasserkonzepte
mit einer Verringerung der Versiegelung
oder der Nutzung von Niederschlags-
wasser können die kommunalen Entwäs-
serungssysteme wesentlich sparsamer
angelegt werden. Im Idealfall können
Regenwasserleitungen sogar überflüssig
werden.
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Bebauungsplan (Ausschnitt) für das Baugebiet „Hüttenthaler Feld“ der
Stadt Tittmoning



METHODIK UND BEISPIELE

Neben den Einsparungspotenzialen der
Gemeinde auf der Ebene der Bau-
leitplanung ergeben sich weitere beacht-
liche Möglichkeiten zur Kostensenkung
bei der Bebauung der einzelnen Grund-
stücke. Wenn, ganz im Sinne der Verein-
fachung und Verschlankung, bei einem
Bebauungsplan der Umfang der Festset-
zungen auf ein Mindestmaß zurückge-
führt worden ist, haben folglich die am
Bau Beteiligten für eine wirtschaftliche
Bauweise eine besondere Verantwor-
tung.

Die Übergänge zwischen Bebauungs-
planung und individueller Objektplanung
sind an vielen Stellen fließend. Gestal-
tungsmöglichkeiten ergeben sich im
Rahmen der Festsetzungen insbesonde-
re bei großzügig bemessenen überbau-
baren Flächen. Dabei können durch eine
optimierte Nutzung eines Grundstücks
bauliche Qualitäten und wirtschaftliche
Vorteile gleichermaßen erzielt werden.

Die wesentlichen Einflussfaktoren wur-
den bei ausgewählten Baugebieten
untersucht und bewertet. Besondere
Spielräume ergeben sich demnach beim
Bau individueller Einfamilienhäuser. Von
den sechs Beispielen wurden folgende
Standardtypen ausgewählt:

- Einfamilienhaus inmitten des Grund-
stücks („Unterfeld“)

- Einfamilienhaus (Kettenhaus) am Rande
des Grundstücks („Hüttenthaler Feld“)

- Einfamilienhaus (Doppelhaus) an der
Grundstücksgrenze („Prosa“)

Bebauungsvorschlag für einzelne Grund-
stücke unter optimierter Ausnutzung der
Flächen. (Hüttenthaler Feld)
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HAUS UND GRUNDSTÜCK - WIRT-
SCHAFTLICH AUSNUTZEN UND
WOHNWERT ERHÖHEN

Das Angebot einer großen Grundstücks-
fläche führt nicht zwingend zu einer
höheren Qualität des  Wohnens. Denn
häufig bleiben auf den Grundstücken
Abstands- und Restflächen übrig, die
unzureichend oder kaum zu nutzen sind.
Straßenlärm und Einblicke können zu-
dem zu Beeinträchtigungen der Privat-
sphäre führen.

Dabei kann auch bei freistehenden Ein-
familienhäusern auf vergleichsweise klei-
nen Grundstücken durch eine geschickte
Gebäudestellung und Zuordnung zu den
Freiflächen eine hohe Qualität erreicht
werden. Durch einen vollständigen oder
teilweisen Verzicht auf seitliche Ab-
standsflächen kann Grundstücksfläche
an den Stellen eingespart werden, wo
diese ohnehin keinen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung des Wohnwerts
leisten kann, z.B. eine im Norden des
Wohngebäudes liegende Gartenfläche.
Eine Verringerung der nach Bayerischer
Bauordnung (BayBO) notwendigen Ab-
standsflächen erfordert eine sorgfältige
städtebauliche Gesamtplanung und ist
auf der Ebene Bebauungsplanung fest-
zusetzen.

Nachfolgend sind drei Beispiele mit
unterschiedlichen Ansätze zur Gebäude-
lage und Grundstücksaufteilung abgebil-
det. Dargestellt sind jeweils die zusam-
menhängenden, ungeteilten Flächen, die
sowohl aufgrund ihrer Himmelsrichtung
als auch der Lage zum Gebäude hohen
Gebrauchswert haben, die für die Er-
schließung unverzichtbaren Flächen so-
wie Restflächen, die nur unzureichend
nutzbar sind.
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Dichte Bebauung zur Straße, große Freibereiche im
Garten (Hüttenthaler Feld)

Unwirtschaftliche Flächenaufteilung und viele Restflä-
chen (Unterfeld)

Gemeinschaftsanlagen im öffentlichen Bereich, individu-
elle Rückzugsmöglichkeiten im eigenen Garten und auf
der Dachterrasse (Prosa)



Beispiel Hüttenthaler Feld:

Durch geschickte Gebäudeanordnung
am Straßenraum ist ein geschützter Gar-
tenhof im rückwärtigen Bereich entstan-
den. Er ist unmittelbar den Wohnberei-
chen zugeordnet und entspricht in etwa
der Größe der gesamten Freifläche des
Beispiels Prosa. Der Freisitz ist vor Ein-
blicken geschützt. Der ungeteilte übrige
Garten bietet sehr gute Nutzungsmög-
lichkeiten. Auch die Abstandsflächen sind
gut ausgenutzt.

Beispiel Unterfeld:

Bei gleicher Grundstücksgröße wie das
Beispiel Hüttenthaler Feld sind weniger
als 75 % der Freiflächen gut geschnitten
und angemessen nutzbar. Die östlich und
nördlich des Wohnhauses liegenden
Flächen sind überwiegend verschattet
und dienen nur als Abstandsflächen zum
Nachbargrundstück. Trotz vergleichs-
weise großer Grundstücksfläche ist
nahezu kein Bereich vor Einblicken
geschützt.

Beispiel Prosa:

Eine vorgegebene Bebauungsstruktur
bedeutet keinesfalls ein Verlust an
Qualität. Durch Lage und Ausgestaltung
des Wohnhauses und der Nebenge-
bäude ist nahezu die gesamte Freifläche
den Wohnbereichen zugeordnet und gut
zu nutzen. Sie ist allerdings als Mindest-
größe auch unverzichtbar. Mit einer nicht
einsehbaren Dachterrasse wird eine
zusätzliche individuelle Rückzugsmög-
lichkeit angeboten.
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Prosa

Unterfeld

Hüttenthaler Feld

0            5

0            5

0            5



Die Analyse der drei vorstehenden Bei-
spiele macht Folgendes deutlich:

Der Anteil der gut nutzbaren Freiflächen
liegt zwischen 75 % und 100 %. Die rest-
lichen Flächen, die schlecht nutzbar und
folglich ohne Bedeutung für den Wohn-
wert sind, könnten also eingespart wer-
den.

Wenn, wie im Beispiel „Unterfeld“, auf
eine Restfläche von 136 m2 verzichtet
werden würde, ergäbe sich bei einem
Grundstückspreis von 200 DM/m2 für
das erschlossene Grundstück immerhin
eine Kostenersparnis allein beim Grund-
erwerb von mehr als 27.000 DM.
Hinzuzurechnen wären noch weitere
Einsparungsmöglichkeiten, wie die Kos-
ten für die Gestaltung der Außenanlagen.

Bestätigt werden diese Feststellungen
auch durch die vergleichende Analyse
aller sechs Beispiele. Wirtschaftliche
Ergebnisse sind demnach nur durch eine
sorgfältige Planung zu erreichen, die die
Faktoren Grundstücksgröße, Gebäude-
stellung und Zuordnung zu den Frei-
flächen miteinander optimiert.
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0        50     100

0       50     100

0       50     100

0       50     100

0       50      100

0       50      100

Schloßpark

Marktplatz

Prosa

Hüttenthaler Feld

Am Eichenbühl

Unterfeld

Ø Fläche I = 46,0 qm/WE
Ø Fläche II = 16,5 qm/WE
Ø Fläche III =   - qm/WE
Ø Fläche IV =   - qm/WE

Ø Fläche I = 69,0 qm/WE
Ø Fläche II = 116,0 qm/WE
Ø Fläche III = 2,5 qm/WE
Ø Fläche IV =    - qm/WE

Ø Fläche I = 95,0 qm/WE
Ø Fläche II = 184,5 qm/WE
Ø Fläche III = 16,5 qm/WE
Ø Fläche IV =    - qm/WE

Ø Fläche I = 81,0 qm/WE
Ø Fläche II = 242,0 qm/WE
Ø Fläche III = 75,5 qm/WE
Ø Fläche IV = 36,0 qm/WE

Ø Fläche I = 20,5 qm/WE
Ø Fläche II =   - qm/WE
Ø Fläche III =   - qm/WE
Ø Fläche IV =   - qm/WE

Ø Fläche I = 22,5 qm/WE
Ø Fläche II = 2,5 qm/WE
Ø Fläche III =   - qm/WE
Ø Fläche IV =   - qm/WE

Schloßpark

Marktplatz

Prosa

Hüttenthaler Feld

Am Eichenbühl

Unterfeld

ESP = Einsparungspotential
GWP = Gewinnpotential
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PRIVATE FREIRÄUME - PRIVATSPHÄRE
SCHAFFEN UND GEBRAUCHSWERT
ERHÖHEN

Private Freiräume am Haus, wie etwa
Terrassen, Balkone, Loggien sind eine
wichtige Ergänzung des Wohnbereichs
und können bei geschickter Zuordnung
und Gestaltung als individuelle Rück-
zugsbereiche die Wohnqualität wesent-
lich verbessern. Gerade bei flächenspa-
render und verdichteter Bebauung - dort
also, wo der Schutz der Privatsphäre
nicht durch große Abstände erreicht wer-
den kann - übernehmen sie wichtige
Funktionen als Aufenthaltsbereiche.

Wenn jedoch private Freiflächen laufend
den Blicken von Nachbarn und Pas-
santen ausgesetzt sind, ist deren Ge-
brauch wesentlich beeinträchtigt. Das
kann soweit führen, dass selbst bei gro-
ßen Grundstücken attraktive (und teuere)
Freiflächen  brachliegen.

Das Thema ist auch ausführlich darge-
stellt im Arbeitsblatt Nr. 10 „Wohnum-
feld“.
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Dachterrasse vor Wind und Einblicken
geschützt (Prosa)



GRUNDSTÜCKSGRENZEN - AUCH
HECKEN, MAUERN UND ZÄUNE
KOSTEN GELD

Manche Siedlungen scheinen erst mit
einem Überangebot an Ausstattungs-
gegenständen bewohnbar zu werden.
Denn wenn es nicht gelungen ist, über
die Gebäudestellung private Freibereiche
abzugrenzen und Schutz vor neugierigen
Blicken zu erreichen, sollen vielfach Zäu-
ne, Mauern, Hecken und Blumenkübel
das Versäumte nachholen. Zu dem
hohen finanziellen Aufwand werden städ-
tebaulich unbefriedigende Lösungen
geschaffen.

Wenn schon auf Einfriedungen nicht
ganz verzichtet werden kann, bieten  sich
Lösungen an, die zwischen den Vorgär-
ten und den rückwärtigen Bereichen dif-
ferenzieren. Dabei werden nicht alle
Freiflächen eingefriedet. Vielmehr werden
nur die Teile mit einem Zaun umgeben,
für die das aus funktionalen Gründen
notwendig ist, etwa zum Schutz der
Aufenthaltsbereiche. Gleichzeitig können
auf privatem Grund großzügige und
zusammenhängende Freibereiche ent-
stehen, die nicht nur kostengünstiger
sind, sondern auch zur Verbesserung
des Orts- und Landschaftsbildes beitra-
gen.
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Baukörper prägen den Straßenraum und grenzen das Grundstück ein
(Hüttenthaler Feld).

Hinter aufwendigen Einfriedungen verschwinden die Häuser. Mit teuren
Hochborden sind die Gehwege abgegrenzt (Unterfeld).



LICHT UND SCHATTEN - BESONNTE
FLÄCHEN SIND MEHR WERT

In unserer Klimazone ist der Anteil an
Sonneneinstrahlung für die Aufenthalts-
dauer von besonderer Bedeutung. Vor
dem Hintergrund knappen und teuren
Baulands sollte daher durch die Lage
und Orientierung des Wohnhauses 
sichergestellt werden, dass die privaten
Aufenthaltsbereiche im Freien, insbeson-
dere Terrassen und Balkone, möglichst
lange von Sonnenlicht beschienen wer-
den.

Ein hoher Anteil an Flächen, die ver-
schattet sind, mindert den Gebrauchs-
wert eines Grundstücks. Vermieden wer-
den kann das, wenn Hauptgebäude und
Anbauten an der nördlichen Grund-
stücksgrenze errichtet werden. Weniger
problematisch ist es dagegen, wenn
öffentliche Straßenräume stärker ver-
schattet werden, da dort die Verweil-
dauer im Allgemeinen geringer ist.
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Verschattung im öffentlichen Straßenraum (Hüttenthaler Feld)

Besonnung privater Freibereiche (Schloßberg)



Der Schattenwurf der Baukörper ist dar-
gestellt am Beispiel charakteristischer
Wohngebäude der Siedlungen „Prosa“,
„Hüttenthaler Feld“ und „Unterfeld“:

- für den Jahresmittelwert am 21. März
und am 21. August,

- über den gesamten Tagesverlauf sowie

- unterschieden nach Verschattung von
privaten und öffentlichen Freiflächen.

Die Analyse ergibt:

Die Größen der verschatteten privaten
Freiflächen liegen zwischen rund 10 und
250 m2 je Wohneinheit.
Durch die Anordnung der Gebäude in
den Gebieten „Prosa“ und „Hüttenthaler
Feld“ werden nur verhältnismäßig geringe
Teile der privaten Freiflächen verschattet
(zu Lasten der öffentlichen Straßen-
räume).

Dagegen liegen beim Beispiel „Unterfeld“
wegen der ungünstigen Gebäudelage die
verschatteten Flächen ausschließlich auf
teurem privaten Grund.
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Ø verschattete private Freifläche = 127,5 qm/WE

Ø verschattete priv/gem Erschließungsfläche = 114,5 qm/WE

Ø verschattete private Freifläche = 93,0 qm/WE

Ø verschattete priv/gem Erschließungsfläche = 23,0 qm/WE

Ø verschattete private Freifläche = 249,0 qm/WE

Ø verschattete priv/gem Erschließungsfläche = - qm/WE

Prosa

Hüttenthaler Feld

Unterfeld

0           5

0           5

0        1000
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Hüttenthaler Feld

Unterfeld

ESP = Einsparungspotential
GWP = Gewinnpotential
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HAUSANSCHLUSS - SPAREN DURCH
BÜNDELN

Hausanschlüsse und sonstige Erschlie-
ßungsmaßnahmen, die auf dem Bau-
grundstück selbst erforderlich werden,
fallen nicht unter die Erschließungslast
der Gemeinde (§ 123 Baugesetzbuch).
Die kommunale Aufgabe der Erschlie-
ßung endet somit räumlich an der Grenze
der Privatgrundstücke. Wie bei der Ge-
samterschließung eines Baugebiets für
die Gemeinden bestehen nun für die ein-
zelnen Grundstückseigentümer vor allem
durch Massenminderungen Möglichkei-
ten, die Kosten zu beeinflussen. Dazu
zählen insbesondere

- Verringerung der Leitungslängen,

- Verringerung der Tieflage, 

- Einsparungen von Kontroll- und Über-
gabeschächten,

- Verzicht auf eigene Hausanschluss-
räume und

- Sammelanschlüsse für mehrere Ge-
bäude.

Erschließungsleitungen werden in der
Regel - unabhängig von der kürzesten
Trassenführung - so weit wie möglich im
öffentlichen Raum verlegt. Die Leitungen
sind so immer zugänglich. Absprachen
der Grundeigentümer untereinander erü-
brigen sich.

Bei Sammelanschlüssen  (Wasser, Gas,
Strom, Telekommunikation) wird nicht
jeder Hauseingang eigens über die
Hauptleitung erschlossen, sondern über
Leitungen auf privatem Grund entlang
der Hauszeilen.  Für die Verlegung der
Leitungen kommen grundsätzlich folgen-
de Lösungen in Frage:

- in der erweiterten Baugrube mit Stich-
leitungen zu den Gebäuden oder

- unter den Häusern oder in den Unter-
geschossen der Gebäude (unterhalb
der Kellerdecke oder an den Außen-
wänden). Für den Abwasserkanal ist
diese Lösung vor allem wegen der
erhöhten Wartungsproblematik aller-
dings weniger geeignet.
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RATIONALISIERUNGSMÖGLICHKEITEN
(in Anlehnung an Weeber u.a)

Sammelanschluss für alle Ver- und Entsorgungsleitungen
(Ruhstorf, MONO-System nach Würmseher, Ruhstorf)

KOSTENERSPARNIS BEI WASSERANSCHLÜSSEN
Einzelhausanschluss Sammelanschluss Sammelanschluss

(erw. Baugrube) (Untergeschoss oder
unter den Häusern)

ca. 15 % ca. 50 %

Hausanschlussleitungen

WinkelplatteSchacht

Versorgungsunternehmen

Gehweg
Grundstück

Fahrbahn

Grundstück

Schacht

Versorgungsunternehmen

Übergabestelle

Anschlussnehmer



Gemeinsame Hausanschlüsse führen zu
deutlich geringeren Herstellungskosten
und zu günstigeren Betriebskosten  (ge-
ringerer Spannungs- und Druckabfall für
einen Anschluss). Der Einsparungseffekt
kann bei bis zu 50% liegen.

Bei der Wasserversorgung kommt hinzu,
dass eine Qualitätssicherung in kürzeren
Leitungen in der Regel einfacher zu errei-
chen ist. Bei der Entwässerung sind
außerdem weniger Übergabeschächte
erforderlich.

Sammelanschlüsse erfordern aber
Absprachen und Regelungen für War-
tung, Unterhalt und bauliche Veränderun-
gen. Sie sind daher rechtlich abzusi-
chern. Die Leitungen werden im Grund-
buch eingetragen. Meist wird dabei den
Versorgungsunternehmen eine Grund-
dienstbarkeit eingeräumt (Zutrittsrecht für
Reparaturen und Kontrollen).

Im Siedlungsmodell Röthelheimpark der
Stadt Erlangen (nebenstehendes Bei-
spiel) erfolgt der Anschluss der Reihen-
hauszeilen an die Verteilernetze der
Versorgungsunternehmen über einen
unterirdischen Hausanschlussraum, der
sich an der Stirnseite eines Reihenend-
hauses befindet.

Die Verlegung der Leitungen für Wasser,
Strom und Heizung erfolgt dann unter-
halb der Kellerdecken der Reihenhäuser.
Bei einem weiteren Projekt ist vorgese-
hen, auch die Telekommunikationsleitun-
gen über den Sammelanschluss in der
Kopfstation anzubinden.

Wegen des notwendigen Gefälles und
zur Vermeidung etwaiger Wartungsprob-
leme liegt der Abwasserkanal auf einer
eigenen Trasse im Bereich des öffentli-
chen Wohnweges.
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An der Oberfläche ist nur die Einstiegsluke zum Haus-
anschlussraum sichtbar (Erlangen, Bildmitte)

Giebelansicht mit Schnitt durch den Hausanschlussraum
(Erlangen, Röthelheimpark)

Grundriss Kellergeschoss des Reihenendhauses
(Erlangen, Röthelheimpark)

350

25
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Grenze



ZUSAMMENFASSUNG

Durch die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans sind die Möglichkeiten der
Bodennutzung zwar weitgehend geklärt.
Es verbleibt jedoch regelmäßig ein
Spielraum, die wirtschaftliche Bebauung
der einzelnen Grundstücke weiter zu
optimieren. Dies gilt für die Stellung der
Gebäude auf dem Grundstück, die Auf-
teilung der Freiflächen und den An-
schluss an das örtliche Versorgungsnetz.

Die Qualität eines Grundstücks wird auch
durch eine nutzungsgerechte Zuordnung
des Gebäudes zu den Freiflächen
bestimmt. Wertsteigernd für ein Grund-
stück kann sich auswirken, wenn

- die Freibereiche besser genutzt und
willkürliche Unterteilungen vermieden,

- die individuellen Bewegungsmöglich-
keiten durch Schutz der privaten Frei-
flächen vor unerwünschten Einblicken
gesichert und

- die Aufenthaltsqualitäten in den Gärten
durch Nutzung der Sonnenstände ver-
bessert werden.

Kosten lassen sich zudem durch Sam-
melanschlüsse für mehrere Wohnge-
bäude senken.
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Vielfältige Nutzungsmöglichkeiten der Freibereiche (Prosa)



KOSTENSPARENDE SIEDLUNGSENT-
WICKLUNG

Die Untersuchung hat deutlich gemacht,
dass in jedem einzelnen Handlungsfeld
Möglichkeiten zur Kosteneinsparung ste-
cken. Werden diese miteinander kombi-
niert, lässt sich die Wirtschaftlichkeit der
Siedlungsentwicklung erheblich steigern.
Als Trägerinnen der Planungshoheit neh-
men dabei die Gemeinden eine Schlüs-
selstellung für eine kostengünstige Sied-
lungsentwicklung ein.

Bereits im Anfangsstadium einer Sied-
lungsplanung sollten die betroffenen
Fachstellen informiert und deren Kon-
zepte mit der städtebaulichen Planung
koordiniert werden. Soweit möglich soll-
ten auch die Grundstückseigentümer und
die künftigen Nutzer einbezogen werden.

Eine wirtschaftliche Siedlungsplanung soll
einerseits unter allen Beteiligten so abge-
stimmt sein, dass nachträgliche Ände-
rungen vermieden werden. Andererseits
soll sie flexibel genug sein, kosten-
günstige Alternativen zu ermöglichen. Zur
Vermeidung von Reibungs- und Zeitver-
lusten ist ein besonderes Augenmerk auf
die Organisation der Planung, der Er-
schließung und der Baumaßnahmen zu
richten.

Auf allen Planungsebenen können Bei-
träge zur Kosteneinsparung geliefert wer-
den. Dabei ist es notwendig, nicht nur ein-
zelne Teilsysteme, etwa die Erschließung,
zu optimieren, sondern auch kostenspa-
rende Lösungen für das Gesamtprojekt
zu finden.

Eine kommunale Bodenpolitik ist eine
wesentliche Voraussetzung für kosten-
sparendes Bauen. Für die Mobilisierung
von Bauland steht der Gemeinde eine
Vielzahl planungsrechtlicher Möglichkei-
ten des Baugesetzbuchs zur Verfügung.

Der Grundstein für eine kostengünstige
Siedlungsentwicklung wird bereits bei der
Festlegung des Standorts im Rahmen der
Flächennutzungsplanung gelegt. Neben
äußeren Rahmenbedingungen wie Topo-
graphie und Baugrund ist die Wirt-
schaftlichkeit des künftigen Baugebiets
insbesondere auch abhängig von der
Nähe zu bestehenden Infrastrukturein-
richtungen.
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Durch eine überlegte Wahl des Erschlie-
ßungssystems lassen sich unwirtschaftli-
che Mehrfacherschließungen vermeiden.
Auch der Zuschnitt der Grundstückspar-
zelle sowie die Lage und Bemessung der
überbaubaren Flächen beeinflussen den
Erschließungsaufwand. Da die Verkehrs-
flächen meist das Netz für die Ver- und
Entsorgung festlegen, gelten die verschie-
denen Optimierungskriterien für alle Teil-
systeme gemeinsam.

Flächensparendes Bauen hat in aller
Regel auch geringere öffentliche Ver-
kehrsflächen zur Folge. Für das einzelne
Grundstück werden bei verdichteter Bau-
weise zudem die Aufwendungen für die
technische Infrastruktur deutlich gesenkt.

Auch bietet sich häufig eine Zusammen-
fassung der Stellplätze am Rande eines
Quartiers an. Sie ist meist kostengünsti-
ger als individuelle Stellplätze. Eine Bün-
delung der Parkplätze verbessert zudem
die Aufenthaltsqualität in den  Anlieger-
straßen.

Ökonomisch sinnvolle Konzepte und
gestalterische Qualität sind kein Wider-
spruch. Ganz im Gegenteil: Schmalere
Straßen und eine geringere Flächenver-
siegelung durch Asphalt sind beispiels-
weise kostensparender, fügen sich besser
ein in das Orts- und Landschaftsbild und
sind auch unter ökologischen Gesichts-
punkten günstiger. Mit wenig Aufwand
können meist vielfältige Nutzungen im
öffentlichen Raum angeregt und unter-
stützt werden.

Auch bei den privaten Flächen können
durch eine optimierte Nutzung der
Grundstücke wirtschaftliche Vorteile und
bauliche Qualitäten gleichermaßen erzielt
werden. Mit einer geschickten Gebäude-
stellung und nutzungsgerechten Zuord-
nung zu den Freibereichen kann auf
Grundstücksfläche verzichtet werden, wo
diese ohnehin keinen Beitrag zur Verbes-
serung des Wohnwerts leistet.
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KOSTENGRUPPEN1

Um sich über die finanziellen Auswirkungen für die Ge-
meinde und die private Bauherrschaft ein Bild zu
machen, ist es zweckmäßig, die voraussichtlich entste-
henden Ausgaben und deren Finanzierung in einer Über-
sicht zusammenzustellen und bis zur Realisierung der
Bebauung laufend fortzuschreiben. Die nebenstehende
Tabelle zeigt die wesentlichen Aufwendungen bei der
Vorbereitung und Durchführung einer Siedlungsent-
wicklung für die Gemeinde und die einzelnen Bauherren.
Naturgemäß können eine Reihe von Kosten für beide
gemeinsam auftreten.

Eine Kosten- und Finanzierungsübersicht kann auch
Aufschluss darüber geben, ob eine Siedlungsentwick-
lung zum gegenwärtigen Zeitpunkt und auf den dafür
vorgesehenen Flächen überhaupt durchführbar ist. Als
Voraussetzung einer zügigen Durchführung innerhalb
eines absehbaren Zeitraums ist sie immer vorgeschrie-
ben bei städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen nach
§§ 165 ff BauGB.

1 Weitgehend unberücksichtigt bleiben hier die Aufwen-
dungen der Versorgungsunternehmen.

2 Bei einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan oder
einem städtebaulichen Vertrag können diese Kosten im
Rahmen der Vorgaben der §§ 11, 12 BauGB ganz oder
teilweise auch von Privaten  übernommen werden.

3 Im Rahmen städtebaulicher Entwicklungsmaßnahme
nach §§ 165 ff BauGB wird stattdessen die Erschlie-
ßung durch Abschöpfung der entwicklungsbedingten
Werterhöhungen finanziert.

4 Soweit diese Kosten nicht von einem Versorgungs-
unternehmen getragen werden.
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GEMEINDE GEMEINDE/ BAUHERR
BAUHERR

KOSTENGRUPPEN BEI DER VORBEREITUNG2

Städtebauliche Objektplanung,
Planungen, z.B. Genehmigungs-
- Rahmenplan gebühren
- Bauleitplan
- Wettbewerbe

Öffentlichkeits- Projektsteuerung
arbeit,
Beteiligung der 
Bürger und der 
Träger öffent- 
licher Belange 

Grunderwerb (ein-
schließlich Gebüh-
ren und Steuern)

Finanzierungs
kosten (Geld- 
beschaffung, 
Kreditzinsen etc.)

Ggf. Freilegung 
von Grundstücken 
(Altlastenbesei-
tigung, Abbruch, 
Abräumung, 
Entsorgung)

etc. etc. etc.

KOSTENGRUPPEN BEI DER DURCHFÜHRUNG2

Überörtliche An- Grünanlagen Erschließungs-
bindung des (Wasserflächen) beiträge3

Baugebiets, 
örtliche 
Erschließung

Errichtung und Spiel- und Kanalbaubeiträge,
Änderung öffent- Bolzplätze Gebühren
licher Versor-
gungsanlagen4

Errichtung und Anlagen für den Errichtung von
Änderung von ruhenden Verkehr Wohngebäuden,
Gemeinbedarfs- einschließlich der
und Folgeein- grundstücks-
richtungen, z.B. bezogenen
- Kindergarten Erschließung
- Schule
- Sozialein-

richtungen

Ausgleichsmaß- Anlagen gegen Sonstige Neu-
nahmen für den Umwelteinwirkun- bauten ohne
Naturschutz gen und Natur- Wohnnutzung
außerhalb oder gewalten
im Gebiet

etc. etc. etc.



HANDLUNGSFELDER UND EINZELKRITERIEN1

Nebenstehende Tabelle enthält eine Reihe von Einzel-
kriterien für den Entwurf wirtschaftlicher Siedlungsge-
biete. Der wichtigste Ansatzpunkt für die Kostenein-
sparung ist demnach in der Regel die Verringerung des
Verbrauchs an Ressourcen jeglicher Art.
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HANDLUNGS- EINZELKRITERIEN
FELDER

WOHN- - Bauliche Verdichtung
BEBAUUNG - Angemessene (hohe) Geschossflächenzahl

- Angemessene (hohe) Geschosszahl
- Besondere Bebauungsdichte in den Berei-

chen, in denen Erschließung am leistungs-
fähigsten ist

- etc.

ERSCHLIES- - Frühzeitige Koordinierung aller Fachpla- 
SUNGSNETZ nungen

- Kurze Verkehrs- und Leitungstrassen
- Doppelerschließung vermeiden, beidseiti-

ger Anbau der Trassen
- Enge Zuordnung von Verkehrsflächen, Lei-

tungstrassen und Gebäude, überbaubare 
Flächen nahe an den Trassen

- Nutzung der Topographie für Leitungs-
trassen und Zufahrten

- Gebündelte Verlegung der verschiedenen
Leitungsarten

- Sammelanschlüsse für mehrere Gebäude
- etc.

VERKEHRS- - Wohnstraßen als Stichstraßen
FLÄCHEN - Mehrfachnutzung, Mischflächen

- Sonderdimensionen für Wendeplatten ver-
meiden, ggf. Notüberfahrten

- Ausbauquerschnitt nur das erforderliche 
Mindestmaß, auch bei Einmündungen und 
Knotenpunkten

- Weitgehender Verzicht auf Bord- und 
Randsteine

- Knotenpunkte flächensparend
- Aufwand für Ausnahmefälle (überbreite 

Fahrzeuge) gering halten
- Standorte für Müllbehälter konzentrieren
- etc.

GRUND- - Optimierung der Grundstückszuschnitte
STÜCKS- - Schmalseite der Grundstücke zu den
GRÖSSE UND Trassen
-ZUSCHNITT - Größere Grundstücke in Randlagen

- Konzentrierte bauliche Anlagen eher in 
erschließungstechnisch schwierig erreich-
baren Bereichen

- etc.

GRÜN- - Grün- und Freiflächen eher in ungünstiger 
FLÄCHEN erschlossenen Bereichen

- Erdarbeiten einschränken
- Regenwasserbewirtschaftung
- Vermeidung der Inanspruchnahme natur-

schutzfachlich hochwertiger Flächen
- Beteiligung der Anlieger bei Ausbau und

Unterhalt, z.B. Baumpatenschaften
- etc.

PARKPLÄTZE - Stellplätze an den Zufahrtsstrecken
- Konzentration an günstig erreichbaren 

Stellen (auch Gemeinschaftsanlagen)
- Tiefgaragen vermeiden, ggf. nur bei hoher 

Verdichtung und hohen Grundstücksprei-
sen

- Mehrfachnutzung, Parkraumbewirtschaf-
tung 

- etc.
1 In Anlehnung an Weeber und Partner: Kostenfaktor
Erschließungsanlagen



ERSCHLIESSUNG

Unter Erschließung sind die Maßnahmen zu verstehen,
die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung von Grund-
stücken ermöglichen.

Infrastruktur, ein ursprünglich aus der Militärsprache
kommender Begriff (infra-structure, engl. für Unterbau),
ist die Ausstattung eines räumlichen Bereichs (Gemein-
de oder Region) mit öffentlichen Einrichtungen.

Zur Erschließung zählen insbesondere

- die Anbindung an das örtliche Straßennetz,

- die Verkehrsanlagen (Straßen, Wege, Plätze, Fußwege,
Radwege) innerhalb des Baugebiets,

- der Anschluss an die Wasserversorgung,

- die Versorgung mit Strom und ggf. mit anderer lei-
tungsgebundener Energie (Gas, Wärme),

- die Abwasserableitung und -behandlung,

- die Anlagen zur Telekommunikation,

- Anlagen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen,

- die Abfallbeseitigung,

- Grünanlagen, Parkflächen und Kinderspielplätze, 

und in der weiteren Folge

- der öffentliche Personennahverkehr,

- soziale Infrastruktureinrichtungen wie Kindergärten,
Schulen, Sportstätten und Krankenhäuser.

Abrechnungsfähig sind dabei nur die Erschließungsan-
lagen im Sinne von § 127 Abs. 2 BauGB.

INSTRUMENTE UND VERFAHREN

PLANUNGSRECHT

Mit der Neufassung des Baugesetzbuchs vom August
1997 hat der Gesetzgeber den Gemeinden umfangrei-
che Möglichkeiten zur Finanzierung von Planung, Er-
schließung und Folgekosten sowie zur Preisregulierung
der Grundstücke eröffnet:

- Bebauungsplan nach § 8 ff BauGB mit einem städte-
baulichen Vertrag nach § 11 BauGB oder einem Er-
schließungsvertrag nach § 124 BauGB (Erschließungs-
trägerschaft)

- Städtebaulicher Vertrag nach § 11 BauGB, um Bau-
land und Wohnungen, z.B. für niedrige Einkom-
mensschichten oder die ortsansässige Bevölkerung,
zur Verfügung zu stellen (sozial gerechte Bodennut-
zung“, „Einheimischenmodelle“). Vereinbart werden
kann auch die Finanzierung von Infrastruktureinrichtun-
gen, die nicht zum beitragsfähigen Erschließungsauf-
wand gehören, aber als Gemeinbedarfseinrichtungen
unmittelbare Folge neuer Siedlungstätigkeit sind
(Folgekostenvertrag).

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB
(Vorhaben- und Erschließungsplan), mit Durchfüh-
rungsvertrag zur Finanzierung der Planung und der Er-
schließung. Ein Vorteil für die Gemeinde ist, dass da-
durch die Vorfinanzierung der Erschließung und der
kommunale Erschließungskostenanteil entfallen.

- Städtebauliche Verträge (z.B. Abwendungsvereinba-
rung nach § 27 Abs. 1 BauGB oder Ablösevereinba-
rung nach § 154 Abs. 3 BauGB) als Ergänzung zu
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen nach 
§§ 165 ff BauGB.

- Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen nach §§165 ff
BauGB in komplexen Situationen, insbesondere wenn
die Baulandbereitstellung nicht nach dem allgemeinen
Städtebaurecht erreichbar ist.

Vorausschauende Bodenpolitik der Gemeinden ist eine
Grundvoraussetzung, erschwingliches Bauland bereitzu-
stellen. Zum Ausschluss spekulativer Bodenwertsteige-
rungen sollte die Gemeinde daher bereits vor Aufstellung
von Bauleitplänen intern klären, ob noch weitere pla-
nungsrechtliche Instrumente für die Siedlungsentwick-
lung notwendig sind (z.B. Einleitungsbeschlüsse zu
städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah-
men). 

Informationen enthalten u.a. die Arbeitsblätter

- „Planungshilfen für die Bauleitplanung - Grundwerk“
(Ausarbeitung und Aufstellung von Bauleitplänen) und

- „Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme“ (Städtebau-
förderung in Bayern, Arbeitsblätter Nr. 2 und Nr. 2a).
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ÖFFENTLICHE VERKEHRS- UND
VERSORGUNGSFLÄCHEN

Eine wichtige Hilfe für die Kosteneinsparung bei Ver-
kehrsflächen sind die Empfehlungen für die Anlage von
Erschließungsstraßen (EAE 85/95). Sie dienen der Pla-
nung und dem Entwurf von Straßenräumen mit maß-
gebender Erschließungs- und Aufenthaltsfunktion. Für
eine den städtebaulichen Anforderungen entsprechende
nutzerorientierte Gestaltung der Erschließungsstraßen
geben sie wertvolle Planungs- und Entscheidungshilfen.
Darüber hinaus geben sie Hinweise für eine wirtschaftli-
che und flächensparende Erschließung als eine der
wichtigen Voraussetzungen für kostensparendes Bauen.
Nach EAE 85/95 sind zur Beurteilung der Finanzie-
rungsmöglichkeiten und der Wirtschaftlichkeit insbeson-
dere zu prüfen,

- welche maßnahmenbezogenen Zusatzkosten für die
Anlagen der äußeren Erschließung zu erwarten sind,

- welche Aufwendungen für Folgeanlagen der öffentli-
chen Hand zusätzlich erforderlich werden und

- welche Kostenanteile für Erschließungsanlagen über
Erschließungsbeitrags- oder Anliegerbeitragsregelun-
gen von dem Bauherrn zu tragen sind.

Die EAE 85/95 benennen als Nutzungsansprüche der
Ver- und Entsorgung an Straßenräume

- die kostengünstige Unterbringung der Leitungen im
Straßenraum,

- die Berücksichtigung der Belange der Versorgungs-
träger, der Straßenreinigung und Schneeräumung, des
Straßenunterhaltungs- und  Notdienstes sowie 

- die Anordnung der Müllbehälterstandplätze.

Allerdings sollten die Ansprüche der Ver- und
Entsorgung schon aus Kostengründen nicht zum allge-
mein ausschlaggebenden Kriterium einer Erschließungs-
planung gemacht werden. Sie sind vielmehr sorgfältig
abzuwägen mit den Belangen des Orts- und Land-
schaftsbildes und einer kostengünstigen Erschließung.

Die EAE 85/95 wurden mit Bekanntmachung des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom
10.09.97 eingeführt. 

AUSGLEICHS- UND ERSATZMASSNAHMEN

Ein wesentliches kommunales Anliegen ist es, dass die
Kosten für die Bereitstellung von Ausgleichsmaßnahmen
weitgehend von den  Eigentümern und Bauherrn über-
nommen werden. Da die Umsetzung der Maßnahmen
ohne weiter gehende Vereinbarungen nur auf den Bau-
grundstücken selbst sichergestellt werden kann, sollte
die Gemeinde in einer Satzung nach § 135 c BauGB die
Grundsätze der Kostenerstattung regeln, wenn die
Ausgleichsmaßnahmen an anderer Stelle durchgeführt
werden sollen. Beiträge können allerdings nur für Maß-
nahmen erhoben werden, die im Bebauungsplan den
Baugrundstücken zugeordnet worden sind, etwa im
Rahmen einer Sammelausgleichsmaßnahme.

Aus kommunaler Sicht ist es am günstigsten, wenn die
Gemeinde die Durchführung des Ausgleichs nicht selbst
vornimmt, sondern einem Dritten mit einem städtebauli-
chen Vertrag überträgt. Falls die Gemeinde den natur-
schutzrechtlichen Ausgleich selbst durchführt, kann sie
die Kosten vom Bauherrn refinanzieren lassen. Auch hier
ist der Gemeinde dringend zu raten, die Refinanzierung
durch einen städtebaulichen Vertrag zu regeln, da dieser
gegenüber einem einseitigen Bescheid den Vorzug hat,
dass er einfacher, praktikabler, flexibler und rechtsbe-
ständiger ist.
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Seite 45 Eching: H. Gropper, Prof. R. Huber/Dietersheim

Seiten 47, 62 Erlangen „Röthelheimpark“ (Parkhaus, 
1. Preis Wettbewerb): Architekten A 2/ Freising 

Seite 47 (unten) Erlangen „Röthelheimpark“: (3. Preis
Wettbewerb): Hüther, Hebensperger-Hüther, Röttig/
München

Seite 49 Dietersheim: S. Wagner, F. Wanner/ Dietersheim
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BILDMATERIAL

Soweit nachstehend nicht anders angegeben, stammen
die Fotos und Zeichnungen vom Lehrstuhl für Entwerfen
und Ländliches Bauwesen der Technischen Universität
München und dem Herausgeber (Überarbeitungen
Seiten 33, 34, 35, 45, 61).

Luftbilder: Klaus Leidorf/Buch am Erlbach

Seite 11 (Foto, unten): SFH Bildkommunikation/
A-Bregenz

Seite 12 (Foto): A. Vollmond/Frankfurt am Main

Seite 13 (Foto): Atelier 5/CH-Bern

Seite 15 (oben): Ortsplanungsstelle für Oberbayern, 
A. Huber/Rosenheim

Seite 19 (unten): M. Roth/München

Seiten 24, 25 (unten): Ortsplanungsstelle für Oberbayern

Seite 25 (oben): B. Landbrecht, Chr. Stadler/München

Seite 33 (oben): Prof. H. Lang/Steinebach, überarbeitet

Seite 33 (unten): Aus Gassner: Flächen- und kostenspa-
rende Erschließung, überarbeitet

Seite 34: Aus Weeber u.a.: Kostenfaktor Erschlie-
ßungsanlagen (Gassner 1982), überarbeitet

Seite 35 (Zeichnungen): Prof. H. Lang/Steinebach, über-
arbeitet

Seite 39 (Foto): Plankreis, München

Seite 39 (Zeichnungen): Aus EAE 85/95

Seite 40 (oben): Aus EAE 85/95 und Gassner: Flächen-
und kostensparende Erschließung, überarbeitet 

Seite 40 (unten): Aus EAE 85/95

Seite 41 (Zeichnung, Foto unten): B. Landbrecht/Mün-
chen

Seite 45 (Foto, Zeichnung): Dittmann & Dittmann, Eben-
hausen, überarbeitet

Seite 46 (Foto): H.-P. Hebensperger-Hüther/München 

Seite 46 (Tabelle): In Anlehnung an Weeber u.a.:
Kostenfaktor Erschließungsanlagen 

Seite 47 (Foto): Ch. Schiebel/München

Seite 49 (unten): Dittmann & Dittmann/ Ebenhausen

Seiten 52, 53: B. Landbrecht, Chr. Stadler/ München

Seite 57: T. Schindler/CH-Zürich

Seite 61: In Anlehnung an Weeber u.a.: Kostenfaktor
Erschließungsanlagen

Seite 62 (Foto): Reichhart Wohnbau/Schwabach

Seite 62 (Zeichnungen): A 2/Freising

Seite 64: B. Landbrecht/München

Seite 67: Auf der Grundlage der Tabelle aus Weeber u.a.:
Kostenfaktor Erschließungsanlagen
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